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Amtliche Bekanntmachung

Die im Amtsblatt 13/2008 vom 22. November 2008 ver-
öffentlichte Haushaltssatzung der Stadt Cottbus für die 
Haushaltsjahre 2008/2009 (Doppelhaushalt) – Beschluss-
Nr.: I-040-43/07 vom 19.12.2007 sowie der Beitrittsbe-
schluss zur Änderung der Haushaltssatzung 2008/2009 
– Beschluss-Nr.: I-024-02/08 liegen mit ihren Anlagen in 
der Stadtverwaltung Cottbus, Geschäftsbereich I Finanz- 
und Verwaltungsmanagement, Fachbereich Finanzma-
nagement, Neumarkt 5, 03046 Cottbus, Zimmer 343, ab 
dem Tag der Bekanntmachung unbefristet zur Einsicht-
nahme aus.

Cottbus, 01.12.2008

in Vertretung
gez. Holger Kelch
Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung

Einrichtung 
von Taxistandplätzen

Die Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Ordnung und 
Sicherheit gibt die Einrichtung von zwei Taxistandplätzen 
im Innenstadtbereich bekannt. Die neuen Taxistandplät-
ze befi nden sich in der Karl-Liebknecht-Straße in Höhe 
der Hausnummer 9a gegenüber Galeria Kaufhof und im 
Fußgängerbereich zwischen dem Blechen Carré und dem 
Straßenbahngleis.

Cottbus, 04.12.2008

gez. Geißler
Fachbereichsleiter Ordnung und Sicherheit

Amtliche Bekanntmachung

Auf Grundlage des § 18 der Hauptsatzung der Stadt Cott-
bus i. V. m. § 34 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg gebe ich mit nachfolgender Tagesordnung 
bekannt, dass die 4. Tagung der Stadtverordnetenver-
sammlung Cottbus in der V. Wahlperiode 

am Mittwoch, den 17.12.2008, um 14:00 Uhr,
im Sitzungssaal des Stadthauses Altmarkt 21,

stattfi ndet.

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind herzlich 
eingeladen.

Stand 10.12.2008

Tagesordnung
der 4. Tagung der Stadtverordnetenversammlung

in der V. Wahlperiode am Mittwoch, den 17.12.2008

(Beginn 14:00 Uhr, Sitzungssaal Stadthaus, Altmarkt 21)

I. Öffentlicher Teil
1. Bestätigung der Tagesordnung
2. Fragestunde
3. Berichte und Informationen
3.1 Bericht des Oberbürgermeisters
 Berichterstatter: Herr Szymanski
4. Beschlussvorlagen 
4.1 OB-006(V)/08 

Beschluss über die Jahresrechnung 2007 der Stadt 
Cottbus und die Entlastung des Oberbürgermeisters
(dazu Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die 
Jahresrechnung 2007 – öffentlicher Teil)

4.2 OB-008(V)/08 
Weiterführung der Entwicklungsgesellschaft Cottbus 
mbH 

4.3 I-027/08 
Überplanmäßige Ausgabe Haushaltsstelle „Gerichts-
kosten“ (Austauschvorlage vom 04.12.2008)

4.4 I-032/08 
Änderung Besetzung Braunkohleausschuss 

4.5 II-015/08 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für Leis-
tungen des Rettungsdienstes der Stadt Cottbus mit 
Gebühren ab 01.01.2009

4.6 II-017/08 
2. Abänderung des Beschlusses StVV II-019-28/06 
vom 31.05.2006 „Die Stadt Cottbus stellt nach § 16
Abs. 1 Stabilisierungsgesetz den Antrag zum Austritt
aus dem Abwasserzweckverband Cottbus Süd-Ost“ 
zum 31.12.2007 dahingehend, dass die Frist noch-
mals vom 31.12.2008 auf den 31.12.2009 verlängert 
wird

4.7 III-020/08 
Entwicklungskonzeption Kindertagesbetreuung der 
Stadt Cottbus 2009 – 2013

4.8 III-021/08 
Richtlinie der Stadt Cottbus zur Förderung der Kin-
dertagesstätten in freier Trägerschaft 

 (Kitafi nanzierungsrichtlinie)
4.9 IV-223/08 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Friedhöfe der Stadt Cottbus
(Friedhofsgebührensatzung) 2. Beratung
(Austauschbl. Problembeschreibung und Satzung 
vom 04.12.2008 sowie vom 10.12.2008)

4.10 IV-252/08  
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Verlängerte Quer-
straße Cottbus Nr. N/34/29“ – Heilung im ergän-
zenden Verfahren nach § 214 Abs. 4 i. V. mit § 233 
Bau GB

4.11 IV-253/08 
Bebauungsplan Karl-Liebknecht-Straße/West-Strö-
bitz – Heilung im ergänzenden Verfahren nach § 214
Abs. 4 BauGB i. V. mit § 233 BauGB

5. Anträge
5.1 05(V)/08 

Einrichtung eines „Cottbuser Sozialfonds“ 
Antragsteller: Fraktionen CDU, FDP, FLC

FORTSETZUNG AUF SEITE 2
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Öffentliche Bekanntmachung

Anmeldung 
Schulanfänger für das 
Schuljahr 2009/2010

Sehr geehrte Eltern,
am 31.08.2009 beginnt der Unterricht im Schuljahr 2009/ 
2010. Es werden ca. 690 Kinder der Stadt Cottbus erstma-
lig den Weg in ihre Schule als Schulanfänger gehen. 
Die Einschulungsfeier für Ihr Kind organisiert jede Grund-
schule individuell, in der Regel jedoch am vorangehenden 
Wochenende.
Um die Vorbereitung auf diesen wichtigen Lebensabschnitt 
zu erleichtern, werden folgende Hinweise gegeben:
Der Paragraph 37 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
regelt die Schulpfl icht:
Die Schulpfl icht beginnt für Kinder, die bis zum 30. Sep-
tember das sechste Lebensjahr vollendet haben, am 1. Au-
gust desselben Kalenderjahres.
Kinder, die in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 
das sechste Lebensjahr vollenden, werden auf Antrag der 
Eltern zu Beginn des Schuljahres in die Schule aufge-
nommen. In begründeten Ausnahmefällen können Kin-
der aufgenommen werden, die nach dem 31. Dezember, 
jedoch vor dem 1. August des folgenden Kalenderjahres 
das sechste Lebensjahr vollenden. Entsprechende Anträge 
sollen gesicherte Nachweise zum Entwicklungsstand des
Kindes enthalten. Mit der Aufnahme in die Schule beginnt 
die Schulpfl icht.
Vor Beginn der Schulpfl icht besteht für alle Kinder die 
Pfl icht, an einer schulärztlichen Untersuchung durch die 
Gesundheitsämter teilzunehmen.
Die Anmeldung der Schulanfänger in den Grundschulen 

kann an folgenden Tagen erfolgen: 
 24.02.2009 von 15:00 bis 18:00 Uhr
 25.02.2009 von 12:00 bis 16:00 Uhr
oder nach Voranmeldung bei der Schulleitung in der Zeit
vom 13.02. - 27.02.2009.
Bei der Anmeldung ist das Kind persönlich vorzu-
stellen.
Ihr Wohngebiet ist einer bestimmten Grundschule zuge-
ordnet. Grundlage ist der Beschluss der Stadtverordne-
tenversammlung III-016/07 „Schulbezirkssatzung Grund-
schulen“ vom 28.11.2007. Die Schulbezirkssatzung in 
ihrer derzeit gültigen Fassung ist im Amtsblatt für die Stadt
Cottbus Nr. 14 vom 15. Dezember 2007 und im Internet 
unter www.cottbus.de veröffentlicht worden.
Entsprechend der Satzung haben Sie die Möglichkeit, in-
nerhalb der Stadt Cottbus nach Anmeldung in der zustän-
digen Schule, eine Grundschule frei wählen zu können.
Dieses Angebot ist ausschließlich durch die Festlegung der
maximalen Zügigkeit an den Grundschulen beschränkt. Bei
Übernachfrage ist die Entfernung zwischen der Wohnung 
und der gewählten Grundschule das Auswahlkriterium. 
Die Entscheidung wird durch die Schulleitung getroffen.
Wollen Sie Ihr Kind an einer genehmigten Ersatzschule 
(Waldorfschule, Evangelische Gottfried-Forck-Grund-
schule und Bewegte Grundschule) anmelden, so informie-
ren Sie außerdem die zuständige Grundschule darüber bis
zum 27.02.2009.
Sollten Sie weitere Fragen zur Einschulungsproblematik 
Ihres Kindes haben, wenden Sie sich bitte an das Staat-
liche Schulamt Cottbus, Telefonnummer: 4866-301 (Herr
Koch) oder an den Servicebereich Schule, Sport, Telefon-
nummer: 612-2410 (Herr Bischoff).

gez. Monika Hansch  gez. Michael Koch
Fachbereichsleiterin  Schulrat

Profi lierung Cottbuser Grundschulen

FORTSETZUNG VON SEITE 1
(Wiedervorlage aus HA19.11.2008)

5.2 07(V)/08 
Änderung des Beschlusses I-015-49/08 „Stellen-
plan“: Erhalt der Stellen im Pädagogischen Zentrum 
für Natur und Umwelt (PZNU) und der Gemeindear-
beiter
Antragsteller: Fraktionen SPD/Grüne, DIE LINKE.

5.3 08(V)/08 
Änderung des § 4 der Satzung „Erstwohnsitzmodel“: 
Erhöhung der Zuwendung für berechtigte Bürger
Antragsteller: Fraktionen SPD/Grüne, DIE LINKE.

5.4 09(V)/08 
Bildung einer Arbeitsgemeinschaft – AG Soziales
Antragsteller: Fraktionen SPD/Grüne, DIE LINKE.

II. Nichtöffentlicher Teil
1. Grundstücksangelegenheiten

Es liegen keine Vorlagen vor.   
2.  Verträge/Anträge/Verbindlichkeiten/

Entscheidungen/Berichte
2.1  Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Jah-

resrechnung 2007 – nichtöffentlicher Teil 
2.2  Information zum Vorbereitungsstand eines europa-

weiten Ausschreibungsverfahrens (Beigeordneter 
Herr Nicht)

3. Personalangelegenheiten
Es liegen keine Unterlagen vor. 

(Ende der Tagesordnung)

Cottbus, 10.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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Amtliche 
Bekanntmachung

Bebauungsplan 
„Sandower Straße/

Magazinstraße”
(Plan – Nr. M/5/76)

als Satzung beschlossen

Die Stadtverordnetenversammlung Cottbus hat am 
26.11.2008 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan 
M/5/76 mit der Bezeichnung „Sandower Straße/Magazin-
straße“ als Satzung beschlossen.

Der Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist 
im beigefügten Übersichtsplan dargestellt. Im Einzelnen 
gilt der Lageplan des Bebauungsplanes M/5/76 „Sandower
Straße/Magazinstraße“ in der Fassung vom Oktober 2008.

Geltungsbereich Bebauungsplan „Sandower Straße/
Magazinstraße“

Der Bebauungsplan M/5/76 „Sandower Straße/Magazin-
straße“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft.
Jedermann kann den Bebauungsplan mit der zugehörigen 
Begründung ab dem 05.01.2009 beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Technisches Rathaus, Karl-Marx-Straße 67 
im Raum 4.060 während der öffentlichen Sprechzeiten 
einsehen und Auskunft über seinen Inhalt verlangen. Auf 
die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über 
die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle 
der in den §§ 39 – 42 bezeichneten Vermögensnachteile, 
deren Leistungen schriftlich beim Entschädigungspfl ichti-
gen zu beantragen sind und des § 44 Abs.4 BauGB über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der 
Antrag nicht innerhalb einer Frist von 3 Jahren gestellt ist, 
wird hingewiesen.
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 und 
Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs.3 
BauGB sind gemäß § 215 Abs.1 Nr. 1-3 BauGB unbeacht-
lich, wenn sie nicht innerhalb von 2 Jahren schriftlich ge-
genüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Bei 
der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verlet-
zung und den Mangel begründen soll, darzulegen.

Cottbus, den 27.11.2008

gez. Frank Szymanski 
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus 

Landesamt für Verbraucherschutz, Landwirtschaft und 
Flurneuordnung

Öffentliche 
Bekanntmachung

Einstellungsbeschluss

Das Landesamt für Verbraucherschutz,  Landwirtschaft 
und Flurneuordnung,  Regionalstelle  Luckau, hat als Flur-
neuordnungsbehörde beschlossen:

1.  Das Bodenordnungsverfahren Sielow VI, Verf.-Nr. 
2103 G wird gemäß § 63 Abs. 2 Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetz (LwAnpG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 03.07.1991 (BGBl. I S. 1418), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19.06.2001 (BGBl. I S. 
1149), in Verbindung mit § 9 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20.12.2007 (BGBl. I S. 3150) eingestellt. 

Das mit Beschluss vom 10.02.1997 angeordnete Bo-
denordnungsverfahren umfasste folgendes Flurstück:

Land:  Brandenburg
Kreisfreie Stadt: Cottbus 
Gemarkung: Sielow
Flur:  4
Flurstück:  932

Bei dem Flurstück 932 handelt es sich um das Nach-
folgefl urstück für das im Anordnungsbeschluss vom
10.02.1997 genannte Flurstück 45/4.

2.  Die im Beschluss vom 10.02.1997 für das Verfah-
rensgebiet gemäß § 34 festgesetzten zeitweiligen Ein-
schränkungen des Eigentums werden mit Bestands-
kraft dieses Einstellungsbeschlusses aufgehoben.

3.  Mit der Einstellung des Bodenordnungsverfahrens sind 
keine Aufwendungen zur Herstellung eines geordneten 
Zustandes und für den Ausgleich von entstandenen 
Kosten nach § 9 Abs. 2 des FlurbG erforderlich.

4.  Der Einstellungsbeschluss mit Gebietskarte liegt zur 
Einsichtnahme für die Beteiligten zwei Wochen lang 
nach der öffentlichen Bekanntmachung

 beim 
 Landesamt für Verbraucherschutz, Landwirtschaft 
und Flurneuordnung

 Karl-Marx-Straße 21
 15926 Luckau

 und bei der
Stadt Cottbus

 Umweltamt
 Neumarkt 5
 03046 Cottbus

zu den Sprechzeiten für die Beteiligten aus. Die Zwei-
Wochen-Frist beginnt mit dem Ablauf des Tages der 
öffentlichen Bekanntmachung.

5.  Gründe
Das Bodenordnungsverfahren wurde aufgrund des 
Antrages der Gebäudeeigentümer auf Zusammenfüh-
rung von Boden- und Gebäudeeigentum nach dem 
LwAnpG mit Beschluss vom 10.02.1997 eingeleitet. 
Gemäß § 58 Abs. 1 LwAnpG ist der Bodeneigentümer 
für das von ihm abzutretende Grundstück durch Land 
von gleichem Wert abzufi nden.

Eine Abfi ndung des weichenden Bodeneigentümers in 
Geld ist nur mit seiner Zustimmung möglich. Eine Ei-
nigung über die Höhe der Abfi ndung in Geld zwischen 
den Gebäudeeigentümern und dem Bodeneigentümer 
konnte nicht erreicht werden. Der Bereitstellung von 
wertgleichem Ersatzland kann die Flurneuordnungs-
behörde und die Gebäudeeigentümer nicht nachkom-
men. 
Das Ziel des Bodenordnungsverfahrens – die Zusam-
menführung von Boden- und Gebäudeeigentum nach 
dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz – ist dadurch 
nicht zu erreichen.

 Das Bodenordnungsverfahren ist somit einzustellen.

Die Teilnehmer am Bodenordnungsverfahren wurden 
über die beabsichtigte Einstellung des Bodenordnungs-
verfahrens nach § 9 Abs. 1  FlurbG in Verbindung mit 
§ 5 Abs. 1 FlurbG am 24.07.2008 informiert und sind 
zur beabsichtigten Einstellung des Verfahrens gehört 
worden. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Einstellungsbeschluss kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden.

Der Widerspruch ist beim

 Landesamt für Verbraucherschutz,
 Landwirtschaft und Flurneuordnung 
 Karl-Marx-Straße 21
 15926 Luckau 

schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Luckau, den 10.11.2008

Im Auftrag

gez. Reppmann  
Regionalteamleiterin Bodenordnung

Öffentliche Bekanntmachung

Abschlagsregelung für
Ausgleichsbeträge im 

Sanierungsgebiet wird um 
ein halbes Jahr verlängert

Durch die Stadtverordnetenversammlung Cottbus wurde 
am 26.11.2008 beschlossen, die Regelung für die Ablöse-
vereinbarungen zu Ausgleichsbeträgen im Sanierungsge-
biet „Modellstadt Cottbus“ zu verlängern. Das bedeutet,
dass bei vorzeitiger freiwilliger Ablösung der Ausgleichs-
beträge durch die Grundstückseigentümer in diesem
Gebiet, nunmehr noch bis zum 30.06.2009 ein 10 % iger 
Abschlag auf den Ausgleichbetrag gewährt wird. Es gilt
das Datum der Antragstellung.
Ab 01.07.2009 bis zum 31.12.2010 beträgt der Abschlag 
nur noch 5%. 
Für Rückfragen und zur Beratung der Grundstückseigentü-
mer stehen Frau Schneider (Tel. 0355 7800212) und Frau 
Löwa (Tel.0355 612 - 4106) zur Verfügung.

Cottbus, 27.11.2008

gez. Hansgeorg Koitzsch
amt. Fachbereichsleiter Stadtentwicklung
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Öffentliche Bekanntmachung

Bebauungsplan 
M/5/78 „Neustadt” 

Aufstellungsbeschluss 
und frühzeitige 

Bürgerbeteiligung

Die Stadtverordnetenversammlung hat in öffent-
licher Sitzung am 26.11.2008 die Aufstellung eines Be-
bauungsplans M/5/78 mit der Bezeichnung „Neustadt“ 
für das im Lageplan gekennzeichnete Plangebiet beschlos-
sen.

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als Be-
bauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs.4 BauGB aufgestellt.

Mit dem Plan sollen Festsetzungen zur künftig zulässigen 
baulichen Nutzung der Grundstücke im Plangebiet getrof-
fen werden.

Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit frühzei-
tig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
und ihre voraussichtlichen Auswirkungen öffentlich zu 
unterrichten. Die Öffentlichkeit erhält die Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung im Rahmen einer Informations-
veranstaltung, die

am 22.01.2009 
in der Zeit von 15:00 – 18:00 Uhr 

im Technischen Rathaus, Karl- Marx- Straße 67, 
Raum 4.067

beim Fachbereich Stadtentwicklung stattfi ndet.

Cottbus, 27.11.2008

gez. Hansgeorg Koitzsch
amt. Fachbereichsleiter Stadtentwicklung

Amtliche Bekanntmachung

Satzung der Stadt 
Cottbus über die 

Abwasserbeseitigung und 
den Anschluss an die 

öffentliche Abwasser-
beseitigungseinrichtung 
und ihre Benutzung im 

Gebiet der Stadt Cottbus

Abwassersatzung
Inhaltsverzeichnis

§ 1 Allgemeines
§ 2  Verwaltungshelfer und Erfüllungsgehilfe der Stadt 

Cottbus 
§ 3  Allgemeine Entsorgungsbedingungen für 

Abwasser (AEB-A) der Stadt Cottbus 
§ 4  Begriffsbestimmungen 
§ 5  Anschluss- und Benutzungsrecht 
§ 6  Begrenzung des Anschluss- und Benutzungsrechts 
§ 7  Anschluss- und Benutzungszwang 
§ 8  Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
§ 9  Grundstücksanschluss
§ 10  Nutzung des Niederschlagswassers 
§ 11  Zustimmungs-/Genehmigungsverfahren 
§ 12  Abwasseruntersuchungen 
§ 13  Auskunfts- und Informationspfl icht, 

Betretungsrechte 
§ 14  Anschlussbeitrag, Entgelte, Verwaltungsgebühren 
§ 15  Haftung 
§ 16  Ordnungswidrigkeiten 
§ 17  Inkrafttreten

Präambel

Auf der Grundlage der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg (BbgKVerf) in der Fassung des Artikels I des 
Kommunalrechtsreformgesetzes vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. I, S. 286) in der jeweils geltenden Fassung, des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKG) vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194) 
in der jeweils geltenden Fassung, des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der Bekannt-
machung der Neufassung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 
174) in der jeweils geltenden Fassung, des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Neufassung vom 19. 
Februar 1987 (BGBl. I S. 602) in der jeweils geltenden 
Fassung, des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabga-
bengesetzes im Land Brandenburg (BbgAbwAG) vom 8. 
Februar 1996 (GVBl. I S. 14) in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie der §§ 64 ff des Brandenburgischen Wasserge-
setzes (BbgWG) in der Bekanntmachung der Neufassung 
vom 8. Dezember 2004 (GVBl. I S. 50) in der jeweils gel-
tenden Fassung hat die Stadtverordnetenversammlung in 
ihrer Tagung am 26.11.2008 die folgende Satzung über die 
Abwasserbeseitigung und den Anschluss an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtungen und ihre Benutzung 
im Gebiet der Stadt Cottbus beschlossen:

§ 1 Allgemeines

(1)  Die Stadt Cottbus ist gem. § 66 Abs. 1 BbgWG abwas-
serbeseitigungspfl ichtig. Ausgenommen von den Re-
gelungen dieser Satzung ist der Stadtteil Kiekebusch. 
Zur Erfüllung dieser Aufgabe erstellt, plant, betreibt 
und unterhält sie nachfolgende drei öffentliche selb-
ständige Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung (öf-

fentliche Abwasserbeseitigungsanlagen)
a)   eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung

zur zentralen (leitungsgebundenen) Schmutzwasser-
beseitigung (zentrale Schmutzwasserbeseitigungsan-
lage) sowie

b)  eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung 
zur dezentralen (mobilen) Schmutzwasserbeseitigung 
zur Entsorgung des Schmutzwassers aus abfl usslosen 
Gruben und des nicht separierten Klärschlammes aus
Kleinkläranlagen (dezentrale Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage)

c)   eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung
zur zentralen (leitungsgebundenen) Beseitigung des 
Niederschlagswassers (zentrale Niederschlagswasser-
beseitigungsanlage).

(2)   Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasserbe-
seitigungsanlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstel-
lung, Erneuerung, Erweiterung, Änderung, Beseiti-
gung (Stilllegung) und Sanierung bestimmt die Stadt 
Cottbus im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbe-
seitigungspfl icht. 

§ 2 Verwaltungshelfer und Erfüllungsgehilfe 
 der Stadt Cottbus

(1)   Die Stadt Cottbus bedient sich auf der Grundlage des 
Abwasserbeseitigungsvertrages zur Erfüllung ihrer
hoheitlichen Aufgabe der Abwasserableitung und der
Abwasserreinigung der von ihr gegründeten LWG 
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG als Verwaltungs-
helfer. 

(2)  Für die Entnahme und den Transport des Abwassers 
aus abfl usslosen Sammelgruben und die Entsorgung 
von nicht separiertem Klärschlamm aus Grundstücks-
kläreinrichtungen bedient sich die Stadt Cottbus der 
ALBA Cottbus GmbH als Erfüllungsgehilfe. Subun-
ternehmer können durch die ALBA Cottbus GmbH 
beauftragt werden. Dies wird jeweils öffentlich be-
kannt gemacht. 

§ 3 Allgemeine Entsorgungsbedingungen 
für Abwasser (AEB-A) der Stadt Cottbus

Der Anschluss an die Abwasserbeseitigungseinrichtung 
und die Entsorgung des Abwassers bestimmen sich im 
Übrigen nach den Allgemeinen Entsorgungsbedingungen  
für  Abwasser (AEB-A) der Stadt Cottbus  in der jeweils 
geltenden Fassung einschließlich der dazugehörenden An-
lage. Die Entgelte für die Abwasserbeseitigung werden 
von der LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG als Ver-
waltungshelfer  im Namen und für Rechnungen der Stadt 
Cottbus erhoben.

§ 4 Begriffsbestimmungen

Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben fol-
gende Bedeutung:

Abwasser - 
ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften verän-
derte und das bei Trockenwetter damit zusammen abfl ie-
ßende und gesammelte Wasser (Schmutzwasser), sowie 
das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt abfl ießende Wasser 
(Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gilt auch die
aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von 
Abfällen und Futtermitteln austretenden und gesammelten 
Flüssigkeiten. Ausgenommen sind jedoch die im Zusam-
menhang mit landwirtschaftlichen Nutzungen anfallenden 
Stoffe – insbesondere tierische Ausscheidungen, Gülle und 
Jauche – die dazu bestimmt sind, unmittelbar oder mittel-
bar Nutzpfl anzen zugeführt zu werden, um deren Wachs-
tum zu fördern, ihre Ertragskraft zu erhöhen oder ihre 
Qualität zu verbessern, indem sie auf landwirtschaftliche, 
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forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden auf-
gebracht werden. Nicht zu den ausgenommenen Stoffen 
zählen jedoch menschliche Ausscheidungen.

Abwasserbeseitigung -
die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst 
das Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von 
Abwasser sowie die Beseitigung des in Kleinkläranlagen 
anfallenden nicht separierten Klärschlamms und des in ab-
fl usslosen Gruben gesammelten Schmutzwassers.

Öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen - 
sind zur Abwasserbeseitigung bestimmte ortsfeste oder 
bewegliche Einrichtungen, die von der Stadt Cottbus 
selbst oder in ihrem Auftrag zum Zwecke der Abwasser-
beseitigung betrieben werden. Zu den öffentlichen Abwas-
serbeseitigungsanlagen gehören das gesamte öffentliche 
Entwässerungsnetz einschließlich aller technischen Ein-
richtungen wie:

- bei der zentralen Schmutzwasserbeseitigung 
a)  Leitungsnetz für Schmutzwasser, soweit es sich um ein 

Trennsystem handelt; Leitungsnetz für Schmutzwasser 
und Niederschlagswasser, soweit es sich um Mischwas-
serkanalisation handelt, 

b)  Anschlusskanäle, Pumpstationen und sonstige Bauwer-
ke im Leitungsnetz,

c)  alle technischen Einrichtungen und Anlagen zur Be-
handlung des Abwassers, z. B. die Klärwerke und ähn-
liche Anlagen. 

-   bei der dezentralen Schmutzwasserbeseitigung
Alle Vorkehrungen und technischen Einrichtungen zur 
Abfuhr und Behandlung von Schmutzwasser aus ab-
fl usslosen Sammelgruben und nicht separiertem Klär-
schlamm aus Kleinkläranlagen außerhalb des zu ent-
wässernden Grundstückes.
Nicht zu den öffentlichen Abwasserbeseitigungsanla-
gen gehören Kleinkläranlagen und abfl usslose Gruben, 
die von Dritten erstellt sind und betrieben werden. Die 
Grundstücksabwasseranlage ist nicht Teil der öffent-
lichen Abwasseranlage.

-   bei der zentralen Niederschlagswasserbeseitigung
a)  Leitungsnetz für Niederschlagswasser, soweit es sich um 

Trennsystem handelt; Leitungsnetz für Niederschlags-
wasser und Schmutzwasser, soweit es sich um Misch-
wasserkanalisation handelt 

b)  Anschlusskanäle, Pumpstationen, Rückhaltebecken und 
sonstige Bauwerke im Leitungsnetz

Schmutzwasserbeseitigungsanlage - 
zur öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage gehö-
ren alle von der Stadt Cottbus selbst oder in ihrem Auf-
trag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, 
Behandeln und Einleiten von Schmutzwasser dienen. Zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage gehören das 
gesamte öffentliche Entwässerungsnetz einschließlich al-
ler technischen Einrichtungen wie:

a)  Leitungsnetz für Schmutzwasser, bestehend aus der 
Mischwasserkanalisation und dem Leitungsnetz für 
Schmutzwasser;

b)  Anschlusskanäle, Reinigungs- und Revisionsschächte 
sowie Pumpstationen;

c)  alle Einrichtungen zur Behandlung des Schmutzwassers, 
wie z. B. Klärwerke und ähnliche Anlagen, Anschluss-
kanäle, Pumpstationen und sonstige Bauwerke im Lei-
tungsnetz;

d)   alle Vorkehrungen und Einrichtungen zur Abfuhr und 
Behandlung von Schmutzwasser aus abfl usslosen 
Sammelgruben und nicht separierten Klärschlamm 
aus Kleinkläranlagen außerhalb des zu entwässernden 
Grundstückes. 

Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen - 
Zur öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage 
gehören alle von der Stadt Cottbus selbst oder in ihrem 

Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortlei-
ten, Ableiten, Behandeln und Einleiten von Niederschlags-
wasser dienen, 
insbesondere das gesamte öffentliche Niederschlagsent-
wässerungsnetz einschließlich aller technischer Einrich-
tungen wie das Kanalnetz für Niederschlagswasser sowie 
Mischwasserkanäle und Pumpstationen, Behandlungsan-
lagen für Niederschlagswasser bei Mischkanalisation, Re-
genwasserüberlaufbecken, Regenwasserrückhaltebecken. 

Abwasserkanal - (Hauptsammler)
Kanal zur Ableitung des Abwassers aus den Anschluss-
kanälen. 

Anschlusskanal -
öffentlicher Kanal zur unmittelbaren Ableitung des 
Schmutzwassers vom Revisions-, Anschlussschacht bis 
zum Abwasserkanal; bei unbebauten Grundstücken von
der Grundstücksgrenze bis zum Abwasserkanal. 

Anschlussnehmer - sind
a)  natürliche oder juristische Personen, die Eigentümer 

eines Grundstückes sind, für das eine Anschlussmög-
lichkeit an die öffentlichen Abwasseranlagen besteht,

b)  der oder die Erbbauberechtigten. Er/sie treten an die 
Stelle des/der Grundstückseigentümer, sofern das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet ist. 

c)  Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tre-
ten der oder die Nutzer an die Stelle des Eigentümers. 
Nutzer sind die im § 9 des Sachenrechtsbereinigungs-
gesetzes (SachRBerG) vom 21. September 1994 (BGBl 
I. S. 2457) genannten natürlichen oder juristischen Per-
sonen des privaten und des öffentlichen Rechts. Die 
Rechte und Pfl ichten dieses Personenkreises aus dieser 
Satzung entstehen nur, wenn zum Zeitpunkt des Ent-
stehens von Rechten und Pfl ichten aus dieser Satzung 
das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbaurechts 
oder den Ankauf des Grundstückes gemäß den §§ 15 
und 16 des SachRBerG bereits ausgeübt und gegen den 
Anspruch des Nutzers keine der nach dem SachRBerG 
statthaften Einreden und Einwendungen geltend ge-
macht worden sind; andernfalls bleiben die Rechte und 
Pfl ichten des Grundstückseigentümers unberührt. 

d)  Abweichend von den Absätzen a-c gilt, dass für Klein-
gartenanlagen der Mieter oder Pächter oder der auf-
grund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses zur Nutzung 
der Anlage oder eines Teiles der Anlage Berechtigte 
der Anschlussnehmer ist. Der Anschlussnehmer des 
Grundstückes nach Absatz a-c ist verpfl ichtet, Aus-
kunft über die Person des Mieters oder Pächters oder 
des aufgrund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses zur 
Nutzung der Anlage oder eines Teiles der Anlage Be-
rechtigte zu geben. Bei Kleingartenanlagen im Sinne 
des Bundeskleingartengesetzes (BKleinG) ist der Zwi-
schenpächter im Sinne des § 4 Abs. 2 BKleingG An-
schlussnehmer. Mehrere Anschlussnehmer haften als 
Gesamtschuldner. 

Brauchwasser –
ist Betriebswasser, d. h. nutzbares Wasser ohne Trinkwas-
serqualität. 

Grauwasser –
ist schwach verschmutztes Wasser, das unter bestimmten 
Voraussetzungen als Brauch- bzw. Betriebswasser wieder 
verwendet werden kann. 

Grundstück – 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unabhängig von 
der Eintragung im Liegenschaftskataster und Grundbuch 
und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung – je-
der zusammenhängende Grundbesitz, der eine zusammen-
hängende wirtschaftliche Einheit bildet (wirtschaftlicher 
Grundstücksbegriff). 

Grundstücksabwasseranlage –
ist die Grundstücksentwässerungsanlage die der Samm-

lung, evtl. Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des  
Abwassers auf dem  Grundstück des Anschlussnehmers
dient ( Hausanschlussleitungen, Revisionsschacht, Hebe-
anlagen, abfl usslose Sammelgruben, Kleinkläranlagen). 
Sie ist nicht Bestandteil der öffentlichen Abwasserbesei-
tigungsanlagen.

Grundstückskläreinrichtungen –
sind Anlagen eines Grundstückes zur Behandlung häus-
lichen Abwassers mit einem Schmutzwasserzufl uss von 
weniger als 8 m3  je Tag gemäß DIN EN 12566-1. 

Grundstücksleitung – 
Abwasserleitung auf dem privaten Grundstück des An-
schlussnehmers bis zum Revisions-, Anschlussschacht 
bei Fehlen eines Revisionsschachtes bis zur Grundstücks-
grenze. 

Hebeanlage –
ist ein Bestandteil der Grundstücksabwasseranlage, um un-
ter der Rückstauebene liegende Flächen und Räume an die 
öffentliche Abwasseranlage anzuschließen. 

Indirekteinleiter –
sind alle Einleiter, die ihr Abwasser nicht direkt in eine 
Vorfl ut ableiten sondern indirekt über die öffentliche Ab-
wasseranlage in die Vorfl ut ableiten. 

Kleingartenanlagen/Kleingärten 
sind Gärten, die dem Nutzer zur nichterwerbsmäßigen 
gärtnerischen Nutzung - insbesondere zur Gewinnung von 
Gartenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf und zur Erho-
lung dienen - und in der Regel in einem fl ächenmäßigen 
Verbund mit gleichartig genutzten Arealen liegen. Der
Kleingarten kann dem Bundeskleingartengesetz unterlie-
gen. Parzellen von Erholungs- und Wochenendsiedlungen 
werden den Parzellen in Kleingartenanlagen gleichge-
stellt. 

Niederschlagswasser – 
ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt abfl ießende Wasser. 
Nicht hierunter fällt Niederschlagswasser i. S. von § 64 
Abs. 2 Nr. 3 BbgWG. 

Grundstücksanschluss –
der Grundstücksanschluss besteht aus Anschlusskanal, 
Revisionsschacht, Grundstücksleitung und Rückstausi-
cherung. Die Öffentlichkeit des Grundstücksanschlusses 
endet

a)  am Revisions-, Anschlussschacht, bei Fehlen eines Re-
visionsschachtes an der Grundstücksgrenze,

b)  an sonstigen Übergabepunkten in Abstimmung mit der
Stadt (z. B. bei Druckentwässerung). 

Revisionsschacht –
Schacht nahe der Grundstücksgrenze auf dem Grundstück 
des Anschlussnehmers zur Durchführung von Kontroll- 
und Reinigungsarbeiten. 
Der Revisionsschacht ist Bestandteil der Grundstücksab-
wasseranlage. 

Rückstauebene –
ist die festgelegte Höhenlage, unterhalb derer Entwässe-
rungseinrichtungen auf den Grundstücken gegen Rückstau 
aus der Kanalisation zu sichern sind. Als Rückstauebene
gilt:

die Höhe der Straßenoberkante an der Anschlussstelle, die
vorhandene oder endgültig vorgesehene Straßenhöhe des 
ersten nach der Einleitstelle befi ndlichen Schachtes bei der
Gefälleentwässerung und 
bei allen Sonderentwässerungsverfahren die Oberkante
des Schachtes der Einrichtung zum Sammeln der Abwäs-
ser auf dem Grundstück.
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Sammelgruben – 
sind Anlagen eines Grundstückes zum Sammeln von Ab-
wässern. Diese müssen wasserdicht und ausreichend groß, 
abfl usslos, korrosionsbeständig und ggf. auftriebssicher 
sein. Sie müssen eine dichte und sichere Abdeckung so-
wie Reinigungs- und Entleerungsöffnungen haben. Diese 
Öffnungen dürfen nur vom Freien aus zugänglich sein. Die 
Zuleitungen müssen geschlossen und dicht, und soweit er-
forderlich, zum Reinigen eingerichtet sein. Die Sammel-
grube muss jederzeit zugänglich sein, leicht überwacht, 
gewartet, geleert und instand gehalten werden können. 

Schmutzwasser –
ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfl ießende 
und gesammelte Wasser. 

Zentrale öffentliche Abwassersammelgruben in Woh-
nungsbaustandorten –
sind abfl usslose Sammelgruben in Wohnungsbaustandor-
ten, bei denen die Entsorgung für mehrere Anschlussneh-
mer über eine zentrale abfl usslose Sammelgrube erfolgt.

§ 5 Anschluss- und Benutzungsrecht

(1)  Jeder Anschlussnehmer eines auf dem Gebiet der Stadt 
Cottbus (gemäß § 1 Abs. 1 dieser Satzung) liegenden 
Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschränkungen 
dieser Satzung berechtigt, von der Stadt Cottbus den 
Anschluss seines Grundstückes an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage zu verlangen, sofern die 
öffentliche Erschließung für Abwasser vorhanden ist 
(Anschlussrecht). 

(2)  Sofern die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 
vorhanden ist, hat der Anschlussnehmer vorbehalt-
lich der Einschränkungen in dieser Satzung und unter 
Beachtung der technischen Bestimmungen das Recht, 
das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser in die 
öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungs-
recht). 

(3)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht von Anschluss-
nehmern, die auf ihrem Grundstück rechtmäßig eine 
Sammelgrube oder eine Grundstückskläreinrichtung 
betreiben, umfasst die Entsorgung der Grundstücks-
kläreinrichtung/Sammelgrube durch die Stadt Cott-
bus. 

(4)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich 
grundsätzlich auch auf die Beseitigung von Nieder-
schlagswasser, welches aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt abfl ießt. Für Nie-
derschlagswasser von Dachfl ächen, welches ohne Be-
einträchtigung des Wohls der Allgemeinheit versickert, 
verregnet, verrieselt oder unmittelbar in ein Gewässer 
eingeleitet werden kann, besteht kein Anschluss- und 
Benutzungsrecht.

§ 6 Begrenzung des Anschluss- und Benutzungsrechts

(1)   Das Anschlussrecht für die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage erstreckt sich nur 
auf solche Grundstücke, die an die betriebsfertige zen-
trale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossen werden können. Ein Anschluss kann in 
der Regel erfolgen, wenn  sich die zentrale  öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage in unmittelbarer 
Nähe des Grundstückes oder auf dem Grundstück be-
fi ndet. Die Stadt Cottbus kann den Anschluss auch in 
anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffent-
liche Wohl nicht beeinträchtigt wird. Wenn der An-
schluss eines Grundstückes an die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserentsorgungsanlage aus technischen, 
betrieblichen, topographischen oder ähnlichen Grün-
den erhebliche Schwierigkeiten bereitet, besondere 
Maßnahmen erfordert oder besondere Aufwendungen 

und Kosten verursacht, kann die Stadt Cottbus den 
Anschluss versagen. Dies gilt nicht, wenn sich der An-
schlussnehmer bereit erklärt, die mit dem Anschluss 
verbundenen Mehraufwendungen zu tragen. 

(2)  In die öffentliche Abwasseranlage darf kein Abwasser 
eingeleitet werden, welches auf Grund seiner Inhalts-
stoffe 

die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet, 
das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftigte 
Personal gefährdet oder gesundheitlich beeinträchtigt,
 den Bauzustand und die Funktionsfähigkeit oder 
die Unterhaltung der Abwasseranlage gefährdet, er-
schwert oder behindert, 
die Abwasserbehandlung und die Klärschlammver-
wertung gefährdet, erschwert oder verteuert, 
die Funktion der Abwasseranlage so erheblich stört, 
dass dadurch die Anforderungen der wasserrecht-
lichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden 
können und der Gewässerzustand nachhaltig negativ 
beeinträchtigt wird. 
Sind derartige Gefährdungen oder Beeinträchtigungen 
eingetreten oder zu befürchten, kann die Stadt Cottbus 
die Einleitung des Abwassers in die öffentliche Ab-
wasseranlage untersagen oder von einer Vorbehand-
lung an der Anfallstelle oder von anderen, geeigneten 
Maßnahmen abhängig machen.
Dies gilt auch bei der Versickerung von Niederschlags-
wasser im Sinne von § 5 Abs. 4 dieser Satzung, wenn 
eine Verunreinigung des Grundwassers zu besorgen 
ist. 

(3)  In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesonde-
re nicht eingeleitet werden: 

a)  Abfälle und Stoffe, welche die Kanalisation ver-
stopfen, giftige, übel riechende oder explosive 
Dämpfe und Gase bilden sowie Bau- und Werk-
stoffe in stärkerem Maß angreifen, soweit sie nicht 
im geringen Umfang übliche Bestandteile der 
häuslichen Abwässer sind. Hierzu gehören z. B.: 
 Schutt, Asche, Müll, Glas, Zement, Mörtel, Kalk-
hydrat, Fasern, Textilien, 
 Kunstharz, Lacke, Farben, Bitumen, Teer, Kunst-
stoffe, 
 Blut, Schlachtabfälle, Borsten, Lederreste, 
 Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlempe, 
Trub, Trester, Krautwasser, Hefe, 
 Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pfl anz-
liche Öle und Fette, 
 Säuren und Laugen, halogenierte Kohlenwasser-
stoffe, toxische Stoffe, 
 der Inhalt von Chemietoiletten, sofern die che-
mischen Stoffe nicht zugelassen sind. 
 Das Einleiten von Kondensaten aus gas- und ölbe-
triebenen Feuerungsanlagen (Brennwertanlagen) 
ist genehmigungsfähig. Die Genehmigung wird 
erteilt, wenn die Forderungen des Arbeitsblattes 
ATV-DVWK-A 251 in der jeweils gültigen Fas-
sung eingehalten werden. Der Anschluss von Ab-
fallzerkleinerungsanlagen, Nassentsorgungsanla-
gen, Dampfl eitungen und Dampfkesseln ist nicht 
gestattet. 

 b)  Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entspre-
chend, wenn Abwassereinleitungen nicht von an-
geschlossenen Grundstücken auf Dauer, sondern 
kurzzeitig aus mobilen Abwasseranfallstellen 
erfolgen (z.B. Wohnwagen, Markteinrichtungen 
usw.). 

 c) Das Einleiten von Grund-, Quell- und Kühlwasser 
in die öffentliche Abwasseranlage ist grundsätz-
lich unzulässig. Ausnahmen zur Einleitung dieser 
Wässer in Schmutz-, Regenwasser- oder Misch-
wasserbeseitigungsanlagen werden im Einzelfall 
entschieden, sofern sie den grundsätzlichen Ein-
leitungsbedingungen nicht widersprechen. 

(4)  Für das Einleiten von Abwasser gelten, soweit nicht 
durch wasserrechtliche Bescheide die Einleitungsbe-
fugnis weitergehend eingeschränkt ist, folgende Ein-
leitungsgrenzwerte in der nicht abgesetzten homoge-
nisierten Stichprobe: 

1. Allgemeine Parameter
1.1 Temperatur max. 35 Grad C
1.2 ph-Wert <6,5 > 10,0
1.3 absetzbare Stoffe 
 (nach 0,5 h Absetzzeit) 10 ml/l
2. Organische Stoffe und Lösungsmittel
2.1  Organische halogenfreie Lösungsmittel

(m. Wasser mischbar und 
biologisch abbaubar) 5 g/l

2.2  Organische Halogenverbindungen, 
bestimmt als adsorbierbare organisch 
gebundene Halogene (AOX) 0,5 mg/l

2.3 Phenole (Index) 20 mg/l
2.4 Kohlenwasserstoffe nach DIN 38 409 
 H 18 (Mineralöl und Mineralöl-
 produkte) 20 mg/l
2.5 Schwerfl üchtige lipophile Stoffe 
 nach DIN 38 409 H 17 250 mg/l
 (z. B. organische Fette)
3. Anorganische Stoffe (gelöst)
3.1 Ammonium und Ammoniak 
 (berechnet als Stickstoff) 100 mg/l
3.2 Nitrit (berechnet als Stickstoff) 10 mg/l
3.3 Cyanid, leicht freisetzbar 0,2 mg/l
3.4 Cyanid, gesamt 2 mg/l
3.5 Sulfat 600 mg/l
3.6 Sulfi d 2 mg/l
4. Anorganische Stoffe (gesamt)
4.1 Antimon (Sb) 0,5 mg/l
4.2 Arsen (As) 0,5 mg/l
4.3 Barium (Ba) 5 mg/l
4.4 Blei (Pb) 1 mg/l
4.5 Cadmium (Cd) 0,05 mg/l
4.6 Chrom (Cr) 1 mg/l
4.7 Chrom-VI (Cr) 0,2 mg/l
4.8 Cobalt (Co) 2 mg/l
4.9 Kupfer (Cu) 1 mg/l
4.10 Nickel (Ni) 1 mg/l
4.11 Selen (Se) 2 mg/l
4.12 Silber (Ag) 1 mg/l
4.13 Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l
4.14 Zinn (Sn) 5 mg/l
4.15 Zink (Zn) 2 mg/l

(5)  Höhere Konzentrationen als im Absatz 4 zugelassene,
bedingen eine Vorbehandlung von Abwasser auf der
Grundlage der wasserrechtlichen Erlaubnisse und Be-
willigungen. 

(6)  Für das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stof-
fe enthalten kann, gelten die Grundsätze und Vor-
schriften der Strahlenschutzverordnung in der jeweils 
geltenden Fassung. 

(7)  Abwasser, das gentechnisch verändertes Material ent-
halten kann, darf nur sterilisiert in die Abwasseranla-
ge eingeleitet werden. 

(8)  Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen
nicht eingeleitet werden darf, ist nach den dafür zu-
treffenden  Bestimmungen  zu entsorgen. Der Stadt 
Cottbus ist die ordnungsgemäße Entsorgung nachzu-
weisen. 

(9)  Die Stadt Cottbus behält sich vor, Grenzwerte für
weitere Stoffe durch Satzung festzulegen. Eben-
falls können im Einzelfall die Konzentrationen bzw. 
Frachten einzelner Schadstoffe weiter herabgesetzt
werden, falls der Betrieb der Abwasseranlage oder 
der Klärschlammverwertung dies notwendig machen 
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bzw. gesetzlich niedrigere Grenzwerte als die im 
Abs. 4 genannten festgesetzt werden. 

(10)  Jede abwasserrelevante wesentliche Störung an 
Grundstücksabwasseranlagen zur Vorbehandlung 
von Abwasser ist der Stadt Cottbus bzw. dem Verwal-
tungshelfer  unverzüglich anzuzeigen. 

§ 7 Anschluss- und Benutzungszwang

(1)  Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung verpfl ichtet, sein Grund-
stück an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbe-
seitigungsanlage anzuschließen, sobald auf seinem 
Grundstück Schmutzwasser anfällt und die zentrale 
öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage be-
triebsbereit vorhanden ist (Anschlusszwang). 

(2)  Besteht ein Anschluss an die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage, so ist der An-
schlussnehmer vorbehaltlich der Einschränkungen in 
dieser Satzung verpfl ichtet, das gesamte auf seinem 
Grundstück anfallende Schmutzwasser in die zentrale 
öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage einzu-
leiten (Benutzungszwang). 

(3)  Ein Anschlusszwang an die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage besteht nicht, wenn 
das Grundstück nur durch eine abfl usslose Sammelgru-
be oder Kleinkläranlage entsorgt werden kann. Bezüg-
lich derartiger Grundstücke wird der Anschluss an die 
dezentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsan-
lage angeordnet (Anschlusszwang). Anschlussnehmer, 
die auf ihrem Grundstück eine Kleinkläranlage oder 
abfl usslose Sammelgrube betreiben, sind verpfl ichtet, 
das in den Sammelgruben anfallende Abwasser und 
den nicht separierten Klärschlamm aus Kleinkläranla-
gen durch die Stadt Cottbus oder ihren Erfüllungsge-
hilfen entsorgen zu lassen (Benutzungszwang). Besteht 
ein Anschluss an die dezentrale Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage, kann die Stadt Cottbus den Anschluss an 
die zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage verlan-
gen, sobald die Voraussetzungen des Abs. 1 nachträg-
lich eintreten. Das Grundstück ist innerhalb von drei 
Monaten an die zentrale Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage anzuschließen, nach dem durch öffentliche 
Bekanntmachung oder Mitteilung an den Anschluss-
nehmer angezeigt wurde, dass das Grundstück ange-
schlossen werden kann.

(4)  Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der 
Benutzung der baulichen Anlage an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen sein. Vor Anschluss 
des Grundstückes an die zentrale Schmutzwasserbe-
seitigungsanlage ist ein  Zustimmungsverfahren nach 
§ 11 dieser Satzung durchzuführen. 

(5)  Jeder Anschlussnehmer eines Grundstückes, auf 
dem auf den bebauten und befestigten Flächen 
Niederschlagswasser anfällt, ist verpfl ichtet, sein 
Grundstück an die öffentliche Niederschlagswasser-
beseitigungsanlage zum Zwecke der Niederschlags-
entwässerung anzuschließen, soweit ein gesammeltes 
Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit zu verhindern. Davon
ist insbesondere auszugehen, wenn das Grundstück 
derartig bebaut und befestigt worden ist, dass das an-
fallende Niederschlagswasser nicht auf dem eigenen 
Grundstück versickern, verrieseln und verregnen oder 
unmittelbar in ein Gewässer eingeleitet werden kann. 
Eine oberfl ächliche Ableitung des Niederschlagswas-
sers von Grundstücken in den öffentlichen Bereich ist 
nicht gestattet. 

(6)  Die Verpfl ichtung nach Abs. 5 richtet sich auf den 
Anschluss an die öffentliche Niederschlagswasserbe-

seitigungsanlage, soweit diese vor dem Grundstück 
betriebsbereit vorhanden ist. 

(7)  Besteht für die Ableitung aller oder eines Teils der Ab-
wässer kein natürliches Gefälle, kann die Stadt Cott-
bus den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage durch
den Anschlussnehmer auf dessen Kosten verlangen.

§ 8 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1)  Der Anschlussnehmer kann auf Antrag vom An-
schluss- und Benutzungszwang ganz oder teilweise 
befreit werden, wenn ein besonders begründetes Inte-
resse an einer anderweitigen Beseitigung oder Ver-
wertung des Abwassers besteht und – insbesondere 
durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
– nachgewiesen werden kann, dass eine Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen 
ist bzw. die Abwasserbeseitigungspfl icht gemäß § 66 
Abs. 3 BbgWG auf den Anschlussnehmer übertragen 
werden kann. 

(2)  Ein besonderes begründetes Interesse im Sinne des 
Abs. 1 liegt nicht vor, wenn die anderweitige Besei-
tigung oder Verwertung des Schmutzwassers allein 
dazu dienen soll, Abgaben/Entgelte zu sparen. 

(3)  Die Befreiung wird befristet erteilt. Sie kann unter 
Bedingungen und unter Aufl agen erteilt werden. Sie 
ist mit einem Widerrufsvorbehalt zu versehen. 

§ 9 Grundstücksanschluss

(1)  Die Stadt Cottbus hat grundsätzlich dafür Sorge zu 
tragen, dass die Herstellung der Anschlussmöglich-
keit von unbebauten Grundstücken erfolgt, wenn 
andernfalls ein späterer Anschluss einen unverhältnis-
mäßigen wirtschaftlichen Aufwand erfordern würde.

(2)  Jedes Grundstück ist an einen betriebsbereiten An-
schlusskanal anzuschließen, es sei denn, der An-
schlussnehmer besitzt eine wasserrechtliche Erlaub-
nis zum Betrieb einer Grundstückskläreinrichtung in 
Verbindung mit einer Befreiung vom Anschluss- und 
Benutzungszwang gemäß § 8 der Abwassersatzung. 
In Ausnahmefällen kann die Stadt Cottbus gestatten, 
dass zwei oder mehrere Grundstücke über einen ge-
meinsamen Anschlusskanal entwässert werden, wenn 
die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte im Grund-
buch dinglich gesichert sind. 

(3)  Beauftragte der Stadt Cottbus dürfen im Rahmen der 
bestehenden Gesetze die an die zentrale öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen oder 
anzuschließenden Grundstücke betreten und befah-
ren, soweit dies zur technischen Überprüfung, zur 
Beseitigung von Störungen oder zur Abwasserprobe-
nahme erforderlich ist. Reinigungsöffnungen, Revisi-
onsschächte, Rückstauverschlüsse u. ä. sind jederzeit 
zugänglich zu halten. 

§ 10 Nutzung des Niederschlagswassers/Grauwassers 
und Nutzung des Wassers aus Eigenwasserversor-

gungsanlagen

Beabsichtigt der Anschlussnehmer die Nutzung des auf 
seinem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers, 
Grauwassers oder des Wassers aus Eigenwasserversor-
gungsanlagen als Brauchwasser, so ist dies der Stadt Cott-
bus vor Beginn der Nutzung schriftlich anzuzeigen.
Die Messung der Mengen ist durch geeignete technische 
Einrichtungen nachzuweisen (z. B. Wasserzähler).

§ 11 Zustimmungs-/Genehmigungsverfahren

(1)  Die Herstellung oder die Änderung des Anschlusses 
an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbesei-

tigungsanlage bedarf der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung der Stadt Cottbus. Diese ist rechtzeitig
vor der Durchführung der Anschlussarbeiten zu be-
antragen. Sie kann mit Bedingungen und Aufl agen 
versehen werden. Der Antrag muss eine zeichnerische 
Darstellung mit Angabe der Trassenführung, der vor-
gesehenen Tiefenlage, des Rohrdurchmessers, der
Kontrollschächte und der technischen Ausführung 
enthalten. Bei gewerblichen und industriellen sowie 
sonstigen nicht häuslichen Abwässern muss der An-
trag Angaben über Art, Menge und Zusammensetzung 
der Abwässer enthalten. Weiterhin ist ein geeigneter
Nachweis über das Eigentum am Grundstück dem 
Antrag beizufügen. 

(2)  Die aus wasserschutzrechtlichen Gründen genehmigte 
Einleitung von Grundwasser aus Grundwasserabsen-
kungen sowie Quell- und Kühlwasser in die Kanali-
sation bedürfen ebenfalls der Antragstellung bei der
Stadt und der Genehmigung durch die Stadt Cottbus. 

(3)  Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen 
Gebäudes hat der Anschlussnehmer rechtzeitig, spä-
testens einen Monat vor Außerbetriebnahme des An-
schlusses der Stadt Cottbus anzuzeigen und mit dem 
Verwaltungshelfer den Zeitpunkt des Verschließens 
des Anschlusskanals abzustimmen. 

(4)  Ohne Zustimmung darf die Ausführung des An-
schlusses nicht begonnen werden. 

(5)  Die Zustimmung gilt auch für oder gegen den Rechts-
nachfolger des Anschlussnehmers. 

(6)  Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen
bedarf der Genehmigung. Die Genehmigung wird 
durch die Stadt Cottbus schriftlich erteilt und kann
mit Nebenbestimmungen versehen werden. Dazu hat
der Anschlussnehmer der Stadt Cottbus die ordnungs-
gemäße Anbindung der Grundstücksleitung an den 
Anschlusskanal durch das Abnahmeprotokoll gemäß 
§ 5 AEB Abwasser nachzuweisen und den Beginn der
Einleitung mitzuteilen. 

§ 12 Abwasseruntersuchungen

(1)  Die Stadt Cottbus ist jederzeit berechtigt, Abwas-
seruntersuchungen vorzunehmen oder vornehmen 
zu lassen. Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie 
Art, Umfang und Turnus der Probeentnahmen. Die 
Überwachung der Abwasserentsorgung nach den Be-
stimmungen dieser Satzung sowie die Entnahme von 
Abwasserproben erfolgen durch Beauftragte der Stadt 
Cottbus. Den Beauftragten ist hierzu ungehindert Zu-
tritt zu den Grundstücken, Räumen und Abwasseran-
lagen zu gewähren und die Überprüfung zu ermögli-
chen. 

(2)  Die Kosten für die Untersuchung trägt der Anschluss-
nehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß gegen 
die Benutzungsbestimmungen nach § 6 dieser Sat-
zung vorliegt, andernfalls die Stadt Cottbus.

§ 13 Auskunfts- und Informationspfl icht,
 Betretungsrechte

(1)  Der Anschlussnehmer ist verpfl ichtet, der Stadt Cott-
bus die für den Vollzug dieser Satzung erforderlichen
Auskünfte über Bestand, Art und Zustand der auf sei-
nem Grundstück befi ndlichen Grundstücksabwasser-
anlage zu erteilen. 

(2)  Die Anschlussnehmer haben die Stadt Cottbus und 
den Verwaltungshelfer unverzüglich darüber zu infor-
mieren, wenn:
der Betrieb der Grundstücksabwasseranlage durch 
Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel der öf-
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fentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein kön-
nen (z. B. Verstopfungen des Abwasserkanals), 
Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten oder 
zu geraten drohen, die den Anforderungen nach § 6 
dieser Satzung nicht entsprechen, 
sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers er-
heblich ändert, 
für ein Grundstück die Anforderungen des Anschluss- 
und Benutzungsrechtes entfallen oder sich ändern. 

(3)  Die Bediensteten und die mit Berechtigungsausweis 
versehenen Beauftragten sind berechtigt, die ange-
schlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dies zum 
Zweck der Erfüllung der Abwasserbeseitigungspfl icht 
der Stadt Cottbus oder zum Vollzug dieser Satzung er-
forderlich ist. Die Anschlussnehmer haben das Betre-
ten von Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu 
allen Anlagenteilen auf den angeschlossenen Grund-
stücken zu gewährleisten. 

(4)  Jede abwasserrelevante wesentliche Störung an 
Grundstücksabwasseranlagen zur Vorbehandlung von 
Abwasser ist dem Verwaltungshelfer bzw. der Stadt 
Cottbus unverzüglich anzuzeigen. 

§ 14 Anschlussbeitrag, Entgelte,  Verwaltungsgebühren

(1)  Zur teilweisen Deckung des Aufwandes für die Her-
stellung, Anschaffung und Erweiterung der zentralen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage erhebt die Stadt 
Cottbus einen Beitrag im Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 1 
KAG.

(2)  Die Abwasserabgabe für Einleitungen in Gewässer 
aus Abwasseranlagen der Stadt Cottbus und die Ab-
gabe für die Einleitung von Niederschlagswasser in 
ein Gewässer werden bei der Festsetzung der Abwas-
serbeseitigungsentgelte nach den Bestimmungen des 
§ 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Bran-
denburg den Entgeltpfl ichtigen auferlegt. 

(3)  Für das Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Ein-
leiten der Abwässer, die Entsorgung des in abfl uss-
losen Gruben anfallenden Abwassers sowie des nicht 
separiertem Klärschlammes aus Grundstücksklär-
einrichtungen erhebt die Stadt Cottbus Abwasser-
beseitigungsentgelte nach den Allgemeinen Entsor-
gungsbedingungen für Abwasser (AEB-A) der Stadt 
Cottbus. 

(4)  Die Anschlussbeiträge und die Abwasserbeseiti-
gungsentgelte werden von der LWG Lausitzer Wasser
GmbH & Co. KG im Rahmen der ihr nach dem Ab-
wasserbeseitigungsvertrag obliegenden Inkassotätig-
keit im Namen und für Rechnung der Stadt Cottbus 
eingezogen. 

(5)  Für die Bearbeitung von Anträgen und Zustimmungen 
nach dieser Satzung werden Verwaltungsgebühren 
entsprechend der Verwaltungsgebührensatzung der 
Stadt Cottbus in der jeweils geltenden Fassung erho-
ben.

(6)  Der Anschlussnehmer kann Einwände gegen die 
berechneten Abwasserbeseitigungsentgelte und Ab-
schlagszahlungen gegenüber der Stadt Cottbus nur 
innerhalb einer Frist von zwei Jahren nach Zugang 
der Rechnung geltend machen. Näheres regeln die 
Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser 
(AEB-A) der Stadt Cottbus. 

§ 15 Haftung

(1)  Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung 
oder durch satzungswidriges Handeln entstehen, haf-
tet der Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn ent-
gegen der Satzung schädliche Abwässer oder sonstige 

Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet 
werden. Ferner hat der Verursacher die Stadt Cottbus 
von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte in 
diesem Zusammenhang gegen die Stadt Cottbus gel-
tend machen. 

(2)  Wer öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen ohne 
Zustimmung der Stadt Cottbus betritt oder Eingriffe 
an ihnen vornimmt, haftet für die entstandenen Schä-
den. 

(3)  Der Anschlussnehmer haftet außerdem für alle Schä-
den und Nachteile, die der Stadt Cottbus durch den 
mangelhaften Zustand der Grundstücksabwasseran-
lage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht 
sachgerechtes Bedienen entstehen. 

(4)  Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedin-
gungen dieser Satzung die Erhöhung der Abwasser-
abgabe verursacht hat, hat der Stadt Cottbus den er-
höhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten. 

(5)  Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner.

(6)  Bei Überschwemmungsschäden als Folge 
von Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage 
z. B. bei Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden 
oder Schneeschmelze, 
Betriebsstörungen bei Ausfall eines Pumpwerkes, 
Behinderungen des Abwasserabfl usses z. B. bei 
Kanalbruch oder Verstopfung, 
zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasser-
anlage z. B. bei Reinigungsarbeiten im Kanal oder 
Ausführung von Anschlussarbeiten hat der An-
schlussnehmer einen Anspruch auf Schadenersatz 
nur, soweit der eingetretene Schaden von der Stadt 
Cottbus schuldhaft verursacht worden ist. 

(7)  Wenn die Entsorgung von Inhalten aus abfl usslosen 
Sammelgruben und nicht separierbarem Klärschlamm 
aus Grundstückskläreinrichtungen trotz erfolgter An-
meldung zur Entleerung oder Entschlammung infol-
ge höherer Gewalt, Streik oder Betriebsstörungen 
erst verspätet durchgeführt werden kann oder einge-
schränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der An-
schlussnehmer keinen Anspruch auf Ersatz eventuell 
dadurch bedingter Schäden.

§ 16 Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig entgegen den in dieser Satzung genannten Bestim-
mungen handelt. 

(2)  Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geld-
buße geahndet werden. Deren Höhe richtet sich nach 
dem im § 17 Absatz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten vom 19. Februar 1987 (BGBl I S. 602) in 
der jeweils geltenden Fassung bestimmten Rahmen. 

(3)  Mit Bußgeld wird belegt, wer ordnungswidrig handelt 
und vorsätzlich oder fahrlässig entgegen: 

(3.1) § 6 Abs. 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 10 
 - Abwasser einleitet, das dem Einleitverbot unterliegt 
 -  Abwasser einleitet, das nicht den Einleitbedingungen 

entspricht 
 -  Störungen bei der Vorklärung nicht rechtzeitig an-

zeigt
 -  abwasserrelevante Störungen an Grundstücksabwas-

seranlagen zur Vorbehandlung von Abwasser nicht 
unverzüglich dem beauftragten Unternehmen der 
Stadt Cottbus anzeigt, 

(3.2) § 7 Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 
 -  sein Grundstück nicht oder nicht rechtzeitig an die 

öffentliche Abwasseranlage einschließlich des An-
schlusses der Niederschlagswasserableitung unter 

den Bedingungen des § 7 Abs. 6 anschließt 
 -  sein Abwasser aus abfl usslosen Sammelgruben und 

den nicht separierten Klärschlamm aus den Grund-
stückskläreinrichtungen nicht satzungsgemäß ent-
sorgen lässt, 

(3.3) § 10 
 die Nutzung des auf seinem Grundstück

anfallenden Niederschlagswassers, Grauwassers und 
des Wassers aus Eigenwasserversorgungsanlagen, als 
Brauchwasser der Stadt Cottbus nicht schriftlich an-
zeigt, 

(3.4) § 11 Abs. 1, 2, 3, 4 und 6 
 -  ohne Zustimmung den Anschluss an die öffentliche 

Abwasseranlage herstellt oder Änderungen vor-
nimmt

 - oder den Abbruch nicht rechtzeitig mitteilt
 -  oder wider besseren Wissens unrichtige Pläne vor-

legt oder Angaben macht
 -  oder der die öffentliche Abwasseranlage ohne 

Genehmigung benutzt, 

 (3.5) §12 Abs. 1 
den ungehinderten Zutritt zur Probenahme für die 
Abwasseruntersuchung nicht gewährt, 

(3.6) §13 Abs. 1, 2, 3 und 4
 - nicht die erforderlichen Auskünfte gewährt 
 -  die erforderlichen Informationen nicht unverzüglich 

übergibt 
 -  den Zutritt zu Anlagenteilen nicht gewährleistet oder 

duldet
 - wer wesentliche Störungen nicht anzeigt.

§ 17 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2009 in Kraft. 

Cottbus, den 01.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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Anlage
Entgeltliste für die Abwasserbeseitigung der Stadt Cottbus

§ 1 Geltungsbereich

(1)  Die AEB-A der Stadt Cottbus gelten für alle An-
schlussnehmer, die nach den Bestimmungen der §§ 5 
und 7 der Satzung der Stadt Cottbus über die Abwas-
serbeseitigung und den Anschluss an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung und ihre Benutzung 
im Gebiet der Stadt Cottbus (Abwassersatzung) dem 
Anschluss- und Benutzungsrecht und dem Anschluss- 
und Benutzungszwang unterliegen. 

(2)   Die AEB-A der Stadt Cottbus sind im Übrigen die 
Grundlage für den Anschluss von Grundstücken der 
Anschlussnehmer an die Abwasserbeseitigungsein-
richtung der Stadt Cottbus (im Folgenden „Stadt“ 
genannt) sowie für die Entsorgung des Abwassers, so-
weit die Art und Weise der Entsorgung des Abwassers 
geregelt wird. 

§ 2 Abwasserentsorgungsvertrag

(1)   Die Stadt schließt nach Zustimmung  im Sinne des 
§ 11 der Abwassersatzung mit dem Anschlussneh-
mer den Abwasserentsorgungsvertrag nach den Be-
stimmungen dieser AEB-A ab.  Tritt an die Stelle 
eines Grundstückseigentümers oder sonstigen An-
schlussnehmers nach § 4 der Abwassersatzung eine 
Gemeinschaft von Wohnungseigentümern im Sinne 
des Wohnungseigentumsgesetzes, so wird der Entsor-
gungsvertrag mit der Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer abgeschlossen. Jeder Wohnungseigentümer 
haftet als Gesamtschuldner. Die Wohnungsgemein-
schaft verpfl ichtet sich, den Verwalter oder eine ande-
re Person zu bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte, 
die sich aus dem Entsorgungsvertrag ergeben, mit 
Wirkung für und gegen alle Wohnungseigentümer mit 
der Stadt abzuschließen und personelle Änderungen, 
die die Haftung der Wohnungseigentümer berühren, 
der Stadt unverzüglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter 
nicht benannt, so sind die an einen Wohnungseigentü-
mer abgegebenen Erklärungen der Stadt auch für die 
übrigen Eigentümer rechtswirksam. Das gleiche gilt, 
wenn das Eigentum an dem versorgten Grundstück 
mehreren Personen gemeinschaftlich zusteht. 

(2)   Werden öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen 
tatsächlich in Anspruch genommen, gilt der Entsor-
gungsvertrag als abgeschlossen. Vertragsbeginn ist 
die erste Übergabe von Abwasser oder von nicht sepa-
riertem Klärschlamm aus einer Grundstücksklärein-
richtung. 

(3)   Wohnt der Anschlussnehmer nicht im Inland, so hat 
er der Stadt einen Zustellungsbevollmächtigten zu be-
nennen. 

(4)   Der Entsorgungsvertrag zur Benutzung der öffent-
lichen Abwasserbeseitigungsanlage kann mit einer 
Frist von einem Monat auf das Ende eines Kalender-
monats gekündigt werden, wenn auf dem Grundstück 
kein Abwasser mehr anfällt.  

(5)   Tritt anstelle der Stadt eine andere Körperschaft oder 
ein anderes Unternehmen in die sich aus dem Entsor-
gungsvertrag ergebenden Rechte und Pfl ichten ein, 
so bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des An-
schlussnehmers. Der Wechsel ist öffentlich bekannt 
zu geben. 

(6)   Übernimmt ein neuer Anschlussnehmer eine beste-
hende Anlage, sind der bisherige und der neue An-
schlussnehmer verpfl ichtet, der Stadt den Zeitpunkt 
der Übergabe und ihre Anschriften mitzuteilen. 
Aufgrund dieser Mitteilung scheidet der bisherige 
Anschlussnehmer aus dem Vertrag aus und der neue 
Anschlussnehmer tritt an seine Stelle, sofern sich die 
genehmigten oder vertraglich vereinbarten Bedin-
gungen nicht ändern. Kommen die Anschlussnehmer 
dieser Pfl icht nicht nach, sind beide gegenüber der 
Stadt für die Verbindlichkeit als Gesamtschuldner 
verantwortlich.

§ 3 Übergabe und Änderung der AEB-A 
der Stadt Cottbus

(1)   Die Stadt ist verpfl ichtet, jedem neuen Anschlussneh-
mer bei Vertragsabschluss nach § 2 Abs. 1 sowie den 
übrigen Kunden auf Verlangen die dem Entsorgungs-
vertrag zugrunde liegenden AEB-A der Stadt Cottbus 
einschließlich der dazugehörigen Entgeltregelungen 
unentgeltlich auszuhändigen. 

(2)   Die AEB-A der Stadt Cottbus können durch die Stadt 
mit Wirkung für alle Anschlussnehmer geändert oder 
ergänzt werden. Änderungen oder Ergänzungen wer-
den mit ihrem Inkrafttreten wirksam. 

(3)   So weit nach diesen Bedingungen eine Bekannt-
machung vorgesehen ist, erfolgt diese in den in der 
Hauptsatzung der Stadt genannten Veröffentlichungs-
blättern.

§ 4 Antragstellung

(1)   Der Antrag auf Herstellung oder die Änderung des 
Anschlusses gemäß § 11 der Abwassersatzung und 
auf Entsorgung enthält insbesondere: 

 •  Name und Anschrift des Anschlussnehmers
 •  einen amtl. Lageplan des anzuschließenden Grund-

stückes mit allen vorhandenen und geplanten Ge-
bäuden im Maßstab 1 : 500 

 •  geeigneter Nachweis über das Eigentum/den Besitz 
am anzuschließenden Grundstück 

 •  die Angaben der Gemarkung, Flur und Flurstücks-
nummer einschließlich der Straßenbezeichnung und 
Hausnummer 

 •  Lage des Anschlusskanals (Bereich zwischen Ab-
wasserkanal und Grundstücksgrenze) einschließlich 
Durchmesser und die vorgesehene Tiefenlage  an 
der Grundstücksgrenze, Lage und Art des Revisi-
onsschachtes im Anschlusskanal 

 •  Darstellung und Berechnung der geplanten Maßnah-
men zur Beseitigung des Niederschlagswassers mit 
Angabe der zu entwässernden Flächen, Angaben zu 
bereits vorliegenden oder beantragten wasserrecht-
lichen Erlaubnissen. 

bei Abwassereinleitungen aus Gewerbe und Industrie 
außerdem:

 •  Angaben zur Menge und Beschaffenheit des Abwas-
sers 

 •  Angaben zu den abwasserrelevanten Produktions-
vorgängen 

 •  Angaben zur Bemessung und Wirkungsweise von 
Vorbehandlungsanlagen 

 •  Angaben zur bereits vorliegenden oder beantragten 
wasserrechtlichen Genehmigungen zur betrieblichen 
Abwasserbehandlung und -entsorgung 

 •  Angabe von Einleitungszeiten 

bei einem Antrag auf Entsorgung aus einer Grund-
stückskläreinrichtung oder Abwassersammelgrube 
außerdem:

 -  Angaben zur Bemessung und baulichen Gestaltung
der Anlage

 - Angaben zur Lage und Erreichbarkeit der Anlage

(2)  Die Antragsunterlagen sind vom Anschlussnehmer
oder seinem Bevollmächtigten zu unterschreiben und
in einfacher Ausfertigung bei der Stadt einzureichen.

. 
(3)  Die Stadt ist berechtigt, Ergänzungen zu den Unterla-

gen und Sonderzeichnungen sowie bei bereits vorhan-
denen Betrieben Abwasseruntersuchungsergebnisse 
zu verlangen, sie kann auch eine Nachprüfung durch 
Sachverständige fordern, wenn sie dies für notwendig 
hält. 

(4)  Ergibt sich während der Ausführung die Notwendig-
keit von Änderungen, so ist die Abweichung sofort 
anzuzeigen und dafür die geänderte Zustimmung
einzuholen. 

(5)  Für neu herzustellende Abwasseranlagen kann der
Vertragsbeginn davon abhängig gemacht werden, 
dass bereits vorhandene Anlagen, die den Vorschriften 
nicht entsprechen, gleichzeitig durch eine Abänderung
vorschriftsmäßig gemacht oder beseitigt werden. 

(6)   Der Vertragsabschluss erfolgt unbeschadet der Rechte
Dritter sowie unbeschadet der bundes- und landesge-
setzlichen Bestimmungen. 

(7)  Der Antrag ist erforderlich:
 1. bei Neuanschluss des Grundstückes; 
 2. wenn zusätzliche Anschlüsse gewünscht werden; 
 3. wenn vorhandene Anschlüsse geändert oder reakti-

viert werden sollen; 
 4. wenn Menge und Beschaffenheit des Abwassers

geändert werden. 

(8)   Der Antrag ist nicht erforderlich:
 1. wenn Änderungen oder Erneuerungen an den Ab-

wasseranlagen von der Stadt durchgeführt oder ver-
anlasst werden; 

 2. wenn der Anschlussnehmer wechselt. 

§ 5 Abnahme des Anschlusses

(1)  Der Zeitpunkt der Herstellung des Anschlusses der 
privaten Grundstücksabwasseranlagen an die zentrale
öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage ist der
Stadt mindestens eine Woche im Voraus anzuzeigen.
Mit der Anzeige ist das Ergebnis der Dichtheitsprü-
fung der Abwasserleitungen auf dem Grundstück vor-
zulegen und ein Abnahmeprotokoll einzureichen. 

(2)  Zur Abnahme müssen alle Bauteile gut sichtbar und 
zugänglich sein. Der Rohrgraben im Bereich des An-
schlusspunktes darf erst nach der Abnahme verfüllt 
werden.

§ 6 Umfang der 
Abwasserentsorgung

(1)  Art und Menge des in die Abwasseranlage einzulei-
tenden Abwassers bestimmt die Stadt in Übereinstim-
mung mit den geltenden Rechtsvorschriften und den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik. Die Stadt 
kann festlegen, dass bestimmte Abwässer nur mit ih-
rer schriftlichen Einwilligung in die Abwasseranlage
eingeleitet werden dürfen, soweit dies wegen der Be-
lastung der Abwässer geboten ist. 

(2)  Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 ist der An-
schlussnehmer berechtigt, jederzeit Abwasser in die 
Abwasseranlage einzuleiten. 
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(3)  Die Abwasserentsorgung kann unterbrochen werden, 
soweit und solange die Stadt durch höhere Gewalt 
oder Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich 
nicht zugemutet werden kann, an der Abwasserentsor-
gung gehindert ist oder die Unterbrechung zur Vor-
nahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. 
Die Stadt hat jede Unterbrechung unverzüglich zu 
beheben. Im Falle einer nicht nur für kurze Zeit be-
absichtigten Unterbrechung der Abwasserentsorgung 
hat die Stadt den Anschlussnehmer rechtzeitig zu un-
terrichten, es sei denn, dass die Unterrichtung nach 
den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die 
Stadt dies nicht zu vertreten hat. 

(4)  Die Einleitungsbeschränkungen und -verbote ergeben 
sich aus § 6 der Abwassersatzung

§ 7 Grundstücksbenutzung

(1)  Der Anschlussnehmer hat für Zwecke der Abwas-
serentsorgung das Verlegen von Leitungen einschließ-
lich Zubehör zur Durch- und Ableitung von Abwas-
ser und erforderliche Schutzmaßnahmen sowie den 
Betrieb dieser Anlagen auf dem Grundstück unent-
geltlich zuzulassen. Diese Pfl icht betrifft nur Grund-
stücke, die an die Abwasseranlage angeschlossen 
oder anzuschließen sind, die von dem Anschlussneh-
mer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einem 
angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglich-
keit der Abwasserentsorgung sonst wirtschaftlich vor-
teilhaft ist. Sie entfällt, soweit die Inanspruchnahme 
des Grundstücks dem Anschlussnehmer mehr als not-
wendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde. 

(2)  Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und 
Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme des 
Grundstücks zu benachrichtigen. 

(3)  Überbauung der Abwasseranlage durch Gebäude oder 
bauliche Anlagen oder deren Bepfl anzung mit Bäu-
men und Sträuchern sind unzulässig, wenn sie den 
ordnungsgemäßen Bestand oder Betrieb der Anlage 
beeinträchtigen oder gefährden. Entgegen Satz 1 er-
folgte Überbauungen sind nach Aufforderung durch 
die Stadt innerhalb einer von dieser gesetzten, ange-
messenen Frist durch den Anschlussnehmer zu besei-
tigen. Die Beseitigung ist der Stadt anzuzeigen. 

(4)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Ein-
richtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten 
der Verlegung hat die Stadt zu tragen; dies gilt nicht, 
soweit die Einrichtungen ausschließlich der Entsor-
gung des betreffenden Grundstücks dienen. 

(5)   Wird die Abwasserentsorgung eingestellt, so hat der 
Anschlussnehmer die Entfernung der Einrichtungen 
zu gestatten; auf Verlangen der Stadt hat er sie noch 
fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass 
ihm dies nicht zugemutet werden kann. 

(6)  Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer 
sind, haben der Stadt die schriftliche Zustimmung 
des Grundstückseigentümers zur Benutzung des 
Grundstücks im Sinne der Absätze 1, 4 und 5 beizu-
bringen. 

(7)  Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für öffentliche Ver-
kehrswege und Verkehrsfl ächen sowie für Grund-
stücke, die durch Planfeststellung für den Bau von 
öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsfl ächen be-
stimmt sind.

§ 8 Grundstücksanschluss

(1)   Der Grundstücksanschluss besteht aus Anschlusska-

nal, Revisionsschacht, Grundstücksleitung und Rück-
stausicherung. 

(2)  Die Öffentlichkeit des Grundstücksanschlusses en-
det: 

 a) am Revisions-, Anschlussschacht, bei Fehlen eines 
Revisionsschachtes an der Grundstücksgrenze 

 b) an sonstigen Übergabepunkten in Abstimmung mit 
der Stadt (z. B. bei Druckentwässerung). 

(3)  Die Herstellung, Erneuerung oder Veränderung sowie 
die laufende Unterhaltung der zentralen öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlage erfolgt durch die Stadt 
oder durch ihren Verwaltungshelfer. 

(4)  Gegen Rückstau von Abwasser aus der zentralen öf-
fentlichen Abwasseranlage hat sich der Anschluss-
nehmer nach den Vorschriften der DIN EN 12056 
in Verbindung mit der DIN 1986 Teil 100 selbst zu 
schützen. Rückstaugefährdet sind alle Entwässe-
rungsobjekte, die tiefer als die Straßenoberkante an 
der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung 
liegen. 

(5)  Spätestens mit Beginn der Einleitung in die zentra-
le öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage hat der 
Anschlussnehmer auf seine Kosten alle bestehenden 
Grundstückskläreinrichtungen und abfl usslosen Sam-
melgruben außer Betrieb zu setzen, zu entleeren und 
zu reinigen. Die Umrüstung einer abfl usslosen Sam-
melgrube in einen Revisionsschacht ist mit dem Ver-
waltungshelfer technisch abzustimmen. Das Abstim-
mungsergebnis muss mit dem Antrag gemäß § 10 der 
Abwassersatzung vorgelegt werden.

§ 9 Indirekteinleiterkataster

(1)  Die Stadt führt ein Kataster über die genehmigten In-
direkteinleiter, die in die Abwasserbeseitigungsanlage 
einleiten und deren Abwasser von der Beschaffenheit 
häuslichen Abwassers abweicht. 

(2)  Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatzes 1 
sind der Stadt mit dem Antrag auf Zustimmung ent-
sprechend § 11 der Abwasseratzung die abwasser-
erzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei 
bestehenden Anschlüssen hat dies innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten der Abwassersatzung zu 
geschehen. Auf Verlangen hat der Indirekteinleiter 
der Stadt Auskunft über die Zusammensetzung des 
Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehand-
lung des Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um 
genehmigungspfl ichtige Indirekteinleitungen mit ge-
fährlichen Stoffen im Sinne des § 72 des Brandenbur-
gischen Wassergesetzes handelt, genügt in der Regel 
die Vorlage des Genehmigungsbescheides der zustän-
digen Wasserbehörde. 

(3)  Weitergehende gesetzliche bzw. satzungsrechtliche
Regelungen bleiben hiervon unberührt.

§ 10 Grundstückskläreinrichtungen und 
abfl usslose Sammelgruben

(1)  Die Entsorgung der Inhalte aus Grundstücksklärein-
richtungen und abfl usslosen Sammelgruben umfasst 

 1. die Entsorgung des nicht separierten Klärschlammes 
aus Grundstückskläreinrichtungen, 

 2. die Entleerung des Abwassers aus abfl usslosen 
Sammelgruben 

und die Abfuhr und die Behandlung der Anlagenin-
halte auf der Kläranlage.

(2)  Der Anschlussnehmer hat der Stadt das Vorhanden-
sein von Grundstückskläreinrichtungen und abfl uss-
losen Sammelgruben nach § 4 Abs. 1 dieser AEB-A 
unverzüglich anzuzeigen. Die geltenden baurecht-

lichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben 
unberührt. Mit der Anzeige sind die bau- und wasser-
rechtlichen Genehmigungen, Prüfbescheide sowie der
Dichtheitsnachweis bei abfl usslosen Sammelgruben 
und Grundstückskläreinrichtungen beizufügen. Lage-
plan, Zufahrt zur Grundstücksabwasseranlage, Nutz-
inhalt, Bauausführung und Baujahr der abfl usslosen 
Sammelgruben, bei Grundstückskläreinrichtungen 
die Bauart, die Bemessung nach Personen auf dem 
Grundstück, Baujahr sowie die Art der Schmutzwas-
sernachbehandlung und -einleitung sind anzugeben. 

(3)  Zur Durchführung der Entsorgung ist der Entlee-
rungsbedarf der Grundstückskläreinrichtungen bzw. 
der abfl usslosen Sammelgrube durch den Anschluss-
nehmer rechtzeitig zur Abfuhr bei dem durch die
Stadt als Erfüllungsgehilfen beauftragten Entsor-
gungsunternehmen anzumelden. Die Anmeldung 
kann telefonisch oder schriftlich erfolgen. Die Entsor-
gung erfolgt innerhalb einer Woche nach Anmeldung. 
Ausnahmsweise kann durch die Stadt ein von Satz 3 
abweichender Entsorgungsrhythmus zugelassen wer-
den. 

(4)  Zum Entsorgungstermin hat der Anschlussnehmer
die Grundstückskläreinrichtungen bzw. die abfl uss-
lose Sammelgrube freizugeben und die ungehinderte 
Zufahrt zu gewährleisten. Der Anschlussnehmer hat 
das Betreten und Befahren seines Grundstückes zum 
Zwecke der Entsorgung zu dulden. Die Grundstücks-
kläranlage bzw. die abfl usslose Sammelgrube ist auf 
dem Grundstück des Anschlussnehmers so anzuord-
nen, dass die Entsorgung durch die Entsorgungsfahr-
zeuge ungehindert möglich ist. Der Anschlussnehmer
hat die Grundstückskläreinrichtung bzw. abfl usslose 
Sammelgrube und den Zugang bis zur Anlage auf sei-
nem Grundstück so herzurichten, dass die Entnahme 
des Entsorgungsgutes und der Transport ungehindert
erfolgen können. Die Grundstückskläreinrichtung
bzw. abfl usslose Sammelgrube und der Zugang über
das Grundstück  zum Zweck der Entnahme und des
Transports des Entsorgungsgutes müssen in einem
verkehrssicheren Zustand gehalten werden. Die Ab-
deckungen müssen dauerhaft, verkehrssicher und so 
beschaffen und gesichert sein, dass Gefahren nicht 
entstehen können. Störende Bepfl anzungen sowie 
Überschüttungen von Schachtdeckeln sind unzuläs-
sig.

(5)  In Abweichung von § 10 Abs. 3 erfolgt die mobi-
le Entsorgung der abfl usslosen Sammelgruben aus 
Kleingartenanlagen in Abstimmung mit dem Vorstand 
des jeweiligen Kleingartenvereins oder bei Kleingär-
ten, die nicht dem Bundeskleingartengesetz unterlie-
gen, mit dem Besitzer eines Kleingartens und dem 
Erfüllungsgehilfen der Stadt,  zu einem einheitlichen 
Termin. 

(6)  Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Ent-
sorgungsplanes kann die Stadt zur Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit die Grund-
stückskläreinrichtungen und abfl usslosen Sammel-
gruben entsorgen, wenn besondere Umstände eine 
Entsorgung erfordern oder die Voraussetzungen für 
eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Entsor-
gung unterbleibt. 

(7)  Der Anlageninhalt geht mit der Überlassung in das Ei-
gentum der Stadt über. Die Stadt ist nicht verpfl ichtet, 
darin nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder 
suchen zu lassen. Werden Wertgegenstände gefunden, 
sind sie als Fundsache zu behandeln. 

(8)  Kommt der Anschlussnehmer seinen Verpfl ichtungen 
aus Abs. 3, 4 und 10 nicht oder nicht ausreichend nach
und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er
zum Ersatz verpfl ichtet. 

FORTSETZUNG AUF SEITE 12
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(9)  Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung 

wegen höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig 
durchgeführt werden, hat der Anschlussnehmer kei-
nen Anspruch auf Schadenersatz oder Ermäßigung 
des Entgeltes. Im Übrigen haftet die Stadt im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen. 

(10)  Die gemessene Menge des abzufahrenden Gruben-
inhaltes bei der Entsorgung von Inhalten aus Grund-
stückskläreinrichtungen und bei der Entsorgung von 
Abwässern aus abfl usslosen Sammelgruben in Klein-
gärten bzw. Parzellen von Kleingartenanlagen nach 
dem Bundeskleingartengesetz und in den Parzellen 
von Erholungs- und Wochenendgrundstücken ist vom 
Anschlussnehmer oder dessen Beauftragten bei jeder 
Entsorgung zu bestätigen. Grundlage für die gemes-
sene Menge ist die an der Messeinrichtung des Fahr-
zeuges ermittelte Menge  gemäß § 15 Abs. 10 dieser 
AEB-A der Stadt Cottbus.

§ 11 Errichtung und Betrieb 
der Grundstücksabwasseranlage

(1)  Die Grundstücksabwasseranlage besteht aus den Ein-
richtungen des Anschlussnehmers, die der Ableitung 
des Abwassers von seinem Grundstück dienen. Sie 
beginnt mit dem Revisionsschacht, bei Fehlen eines 
Revisionsschachtes an der Grundstücksgrenze. 

(2)  Wird das Abwasser Mischwasserkanälen zugeführt, 
so sind gleichwohl in der Regel getrennte Leitungen 
für Schmutz- und Niederschlagswasser anzulegen, die 
sich ab Revisionsschacht vereinigen können. 

(3)  Die Grundstücksabwasseranlage darf nur unter Be-
achtung der geltenden Rechtsvorschriften und den 
Bedingungen der Zustimmung zur Herstellung eines 
Grundstücksanschlusses sowie nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik hergestellt, unterhal-
ten, geändert, erneuert und betrieben werden. 

(4)  Für die ordnungsgemäße Herstellung der Grund-
stücksabwasseranlage sowie die Erweiterung, Än-
derung, Unterhaltung und den sicheren Betrieb der 
Grundstücksabwasseranlage ist der Anschlussnehmer 
verantwortlich. Eine Genehmigungspfl icht nach sons-
tigen, insbesondere wasserrechtlichen Bestimmungen 
bleibt unberührt. Die Stadt und der Verwaltungshelfer 
sind berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu über-
wachen. 

(5)  Die Grundstücksabwasseranlage ist so zu betreiben, 
dass Störungen anderer Anschlussnehmer und stö-
rende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadt 
oder Dritter oder auf die Wasserversorgung ausge-
schlossen sind. Schäden an der Grundstücksabwas-
seranlage sind vom Anschlussnehmer unverzüglich 
zu beseitigen. 

(6)  Besteht zu einer öffentlichen Abwasseranlage kein na-
türliches Gefälle, so hat die Stadt von dem Anschluss-
nehmer den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur 
Entwässerung des Grundstücks zu verlangen, wenn 
ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Entsorgung  
der Abwässer bei einer den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik entsprechenden Abwasseranlage 
nicht möglich ist. Die Hebeanlage ist Bestandteil der 
Grundstücksabwasseranlage. 

(7)  Die Grundstücksabwasseranlage ist, sofern sie nicht 
mit einer Hebeanlage versehen ist, von dem An-
schlussnehmer gemäß § 8 Abs. 4 dieser AEB-A gegen 
einen Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranla-
ge zu sichern. 

(8)  Betriebe und Haushaltungen, in denen Benzin, Benzol, 

Phenole, Öle oder Fette bzw. sonstige Stoffe anfallen, 
die die öffentliche Abwasseranlage schädigen oder 
nachhaltig beeinträchtigen können, haben Vorrich-
tungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Ab-
wasser einzubauen (Abscheider nach DIN 4040 und 
EN 1825 und DIN EN 858) und diese ordnungsge-
mäß zu unterhalten. Die Grundstückseigentümer sind 
verpfl ichtet, vor Inbetriebnahme sowie vor Außer-
betriebnahme von Fett- und Stärkeabscheideranlagen 
sowie von Leichtfl üssigkeitsabscheidern innerhalb 
eines Monats der Stadt mitzuteilen. Die ordnungs-
gemäße Wartung und Entsorgung ist der Stadt durch 
den Anschlussnehmer oder seinen Bevollmächtigten 
jährlich unaufgefordert nachzuweisen. 

(9)  Die Stadt ist berechtigt, in Übereinstimmung mit den 
allgemeinen anerkannten Regeln der Technik weitere 
technische Anforderungen an die Grundstücksabwas-
seranlage und deren Betrieb festzulegen, soweit dies 
aus Gründen der sicheren und störungsfreien Entsor-
gung notwendig ist.

§ 12 Anschluss und Überprüfung 
der Grundstücksabwasseranlage

(1)  Die Stadt ist berechtigt, die Grundstücksabwasser-
anlage vor und nach ihrem Anschluss zu überprüfen. 
Sie hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicher-
heitsmängel aufmerksam zu machen. Festgestellte 
Mängel sind innerhalb einer von der Stadt gesetzten, 
angemessenen Frist durch den Anschlussnehmer zu 
beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist der Stadt 
anzuzeigen. 

(2)  Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit 
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten las-
sen, so ist die Stadt berechtigt, bis zur angezeigten 
Beseitigung des Mangels die Abwasserentsorgung 
auf Kosten des Anschlussnehmers anderweitig zu 
organisieren oder andere geeignete Maßnahmen zur 
Mängelbeseitigung auf Kosten des Anschlussnehmer 
zu ergreifen; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie 
hierzu verpfl ichtet.

§ 13 Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer hat den mit einem Berechtigungs-
ausweis versehenen Beauftragten der Stadt den Zutritt zu 
seinem Grundstück und seinen Räumen zu gestatten, so-
weit dies zur Prüfung der technischen Einrichtungen und 
zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pfl ichten nach 
diesen AEB-A erforderlich ist. 

§ 14 Abwasserbeseitigungsentgelt

(1)  Für die Einleitung von Abwasser in die öffentlichen 
Abwasseranlagen ist von dem gemäß  § 4 der Abwas-
sersatzung benannten Anschlussnehmer ein Abwas-
serbeseitigungsentgelt entsprechend der jeweils gül-
tigen Entgeltliste zu zahlen. Die Entgeltliste für die 
Abwasserbeseitigung ist als Anlage Bestandteil dieser 
AEB-A. 

(2)  Die Abwasserbeseitigungsentgelte werden erhoben 
für:

 a. die Ableitung und Behandlung von Schmutzwas-
ser in den zentralen öffentlichen Schmutzwasser-
beseitigungsanlagen, 

 b. die Inanspruchnahme der öffentlichen Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage zum Zwecke 
der Niederschlagsentwässerung von den Grund-
stücken, die an diese Anlage angeschlossen sind 
und in diese entwässern, 

 c. die Ableitung und Behandlung von Grundwasser 
aus Grundwasserabsenkungen, 

 d. die Entleerung, den Transport und die Behand-
lung von Abwässern aus zentralen öffentlichen 

Abwassersammelgruben in Wohnungsbaustand-
orten, 

 e. die Entleerung, den Transport und die Behand-
lung von Abwässern aus abfl usslosen Sammel-
gruben auf Wohn- und Gewerbegrundstücken, 

 f. die Entleerung, den Transport und die Behand-
lung von nicht separiertem Klärschlamm aus 
Grundstückskläreinrichtungen im Sinne des
§ 64 Abs. 2 Punkt 1. i. V. m. § 66 Abs. 1 Satz 2,
BbgWG, 

 g. die Behandlung von Schmutzwasser auf der Klär-
anlage bei direkter Einleitung von Schmutzwasser 
in die Kläranlage ohne Nutzung des öffentlichen 
Kanalnetzes, 

 h. die Ableitung und Behandlung von vorbehandel-
tem Grundwasser aus Grundwasserreinigungsan-
lagen, 

 i. die Entleerung, den Transport und die Behandlung 
von Abwässern aus abfl usslosen Sammelgruben 
in Kleingärten bzw. Parzellen von Kleingarten-
anlagen nach dem Bundeskleingartengesetz und 
in Parzellen von Erholungs- und Wochenendsied-
lungen. 

(3)  Wird die Stadt zur Abwasserabgabe gemäß Abwasser-
abgabengesetz veranlagt, so wird diese Abwasserab-
gabe für die Entgeltkalkulation herangezogen.

§ 15 Entgeltmaßstab

(1)  Das Entgelt wird nach der Menge der Abwässer be-
rechnet, die von dem Grundstück in die öffentliche 
Abwasseranlage bzw. in eine abfl usslose Sammelgru-
be unmittelbar oder mittelbar eingeleitet wird. 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt bei Einleitung
 1. in die zentrale öffentliche Abwasseranlage bzw.
 2. in eine zentrale öffentliche Abwassersammelgru-

be auf Wohnungsbaustandorten
 3. in eine abfl usslose Sammelgrube in Wohn- und 

Gewerbegrundstücken
die dem Grundstück aus öffentlichen und priva-
ten Versorgungsanlagen zugeführte Wassermenge
(Frischwassermaßstab). Die aus öffentlichen Anlagen 
zugeführte Wassermenge wird durch Wasserzähler
ermittelt. Die aus privaten Anlagen oder Gewässern 
zugeführte Wassermenge, dazu gehört auch der Ein-
satz von Brauch- und Grauwasser, ist durch amtlich 
geeichte Wasserzähler nachzuweisen, welche der
Anschlussnehmer auf seine Kosten einzubauen hat.
Soweit aus öffentlichen Versorgungsanlagen nicht 
gemessen wird, gilt die durch Schätzung ermittelte
Wassermenge. Bei privaten Versorgungsanlagen hat 
der Anschlussnehmer den Wasserzähler unverzüglich 
nachzurüsten. Als Schmutzwassermenge für die Be-
handlung von Schmutzwasser auf der Kläranlage bei 
direkter Einleitung von Schmutzwasser in die Kläran-
lage ohne Nutzung des öffentlichen Kanalnetzes gilt 
die direkt gemessene Abwassermenge an der Überga-
bestelle auf der Kläranlage. 

(3)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffent-
liche Abwasseranlage gelangt sind, werden auf Antrag 
abgesetzt. Der Nachweis der zurückgehaltenen Was-
sermenge obliegt dem Anschlussnehmer und erfolgt 
durch einen geeichten und von der Stadt zugelassenen
Unterzähler oder durch ein Sachverständigengutach-
ten. Einbau und Unterhaltung des Unterzählers ob-
liegen dem Anschlussnehmer. Die Absetzung beginnt 
mit der Abnahme des geeichten Unterzählers durch 
den Verwaltungshelfer. Eine Absetzung ist nur für den
laufenden Erhebungszeitraum möglich. Ein entspre-
chender Antrag auf Installation eines Unterzählers 
ist bis zum Ablauf des Erhebungszeitraumes des lau-
fenden Jahres an die Stadt zu richten. Gewerbe- und 
Industriebetriebe müssen den Antrag auf Absetzung 
jährlich neu stellen. 
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(4)  Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt 
nicht angezeigt, so werden die Wassermengen von der 
Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauches des letz-
ten Erhebungszeitraumes und unter Berücksichtigung 
der begründeten Angaben des Anschlussnehmers ge-
schätzt. 

(5)   Berechnungseinheit für die Abwasserentgelte für 
Schmutzwasser ist der Kubikmeter (m3).

(6)  Sofern verschmutzte Niederschlagswässer in die 
Schmutzwasserkanalisation eingeleitet werden, wer-
den für diese anfallenden Niederschlagswässer Ab-
wasserbeseitigungsentgelte für die Ableitung und 
Behandlung von Schmutzwasser erhoben. Die der 
Entgeltberechnung zugrunde zu legende Schmutz-
wassermenge wird ermittelt aus befestigter Fläche 
(m2) x durchschnittlicher Jahresniederschlagshöhe 
(570 mm/m2/a), sofern eine Mengenmessung des ein-
geleiteten Niederschlagswassers nicht möglich ist. 

(7)  Die Entgelte für die Ableitung von Niederschlagswas-
ser bemessen sich aus der bebauten und befestigten 
Grundstücksfl äche, von der aus Niederschlagswasser 
in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Berech-
nungseinheit für die Niederschlagswasserbeseiti-
gungsentgelte ist der Quadratmeter (m2).

(8)  Maßstab für die Entgelte bei der Entsorgung von zen-
tralen öffentlichen Abwassersammelgruben in Woh-
nungsbaustandorten ist die am Wasserzähler der an-
geschlossenen Grundstücke abgelesene verbrauchte 
Trinkwassermenge sowie aus öffentlichen und priva-
ten Versorgungsanlagen oder Gewässern zugeführte 
Wassermenge (Frischwassermaßstab). 

(9)  Maßstab für das Entgelt bei der Entsorgung von In-
halten aus abfl usslosen Sammelgruben auf Wohn- und 
Gewerbegrundstücken ist die am Wasserzähler der an-
geschlossenen Grundstücke abgelesene verbrauchte 
Trinkwassermenge sowie aus öffentlichen und priva-
ten Versorgungsanlagen oder Gewässern zugeführte 
Wassermenge (Frischwassermaßstab). 

(10)  Maßstab für das Entgelt bei der Entsorgung von In-
halten aus Grundstückskläreinrichtungen ist die abge-
fahrene Menge des nicht separierten Klärschlammes. 
Grundlage für die gemessene Menge ist die an der 
Messeinrichtung des Fahrzeuges ermittelte Menge in 
Kubikmeter (Messgenauigkeit 0,5 m3). 

(11)  Maßstab für das Entgelt bei der Entsorgung von Ab-
wässern aus abfl usslosen Sammelgruben in Kleingär-
ten bzw. Parzellen von Kleingartenanlagen nach dem 
Bundeskleingartengesetz und in den Parzellen von 
Erholungs- und Wochenendsiedlungen ist die abge-
fahrene Fäkalien- bzw. Abwassermenge. Grundlage 
für die gemessene Menge ist die an der Messeinrich-
tung des Fahrzeuges ermittelte Menge in Kubikmeter 
(Messgenauigkeit 0,5 Kubikmeter). 

(12)  Im Falle des Wechsels des Anschlussnehmers ist der 
neue Anschlussnehmer vom Beginn des Monats an 
zahlungspfl ichtig, der dem Monat der Rechtsände-
rung folgt. Ein Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat 
der bisherige Anschlussnehmer der Stadt innerhalb 
eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich 
mitzuteilen. 

(13)  Die Anschlussnehmer haben alle für die Errechnung 
der Entgelte erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück 
betreten, um die Berechnungsgrundlagen festzustel-
len oder zu überprüfen. 

(14)  Entgeltpfl ichtig bei der Entsorgung von zentralen 
öffentlichen Abwassersammelgruben in Wohnungs-

baustandorten ist der Anschlussnehmer, der zum Zeit-
punkt der Entsorgung an die Abwassersammelgrube 
in Wohnungsbaustandorten angeschlossen ist.

§ 16 Entstehung und Beendigung 
der Entgeltpfl icht

(1)  Die Entgeltpfl icht entsteht bei Einleitung in die zen-
trale öffentliche Abwasseranlage; in eine zentrale 
öffentliche Abwassersammelgrube in Wohnungsbau-
standorten und in eine abfl usslose Sammelgrube in 
Wohn- und Gewerbegrundstücken, sobald das Grund-
stück an die betriebsfertigen öffentlichen Abwasser-
anlagen angeschlossen ist und diese benutzt werden. 

(2)  Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser AEB-A 
der Stadt Cottbus bereits bestehen, beginnt die Ent-
geltpfl icht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttre-
ten. 

(3)  Die Entgeltpfl icht endet mit dem Wegfall des An-
schlusses an die öffentlichen Abwasseranlagen. 

(4)  Die Entgeltpfl icht bei der Entsorgung von Grund-
stückskläreinrichtungen entsteht mit der Abfuhr. 

(5)  Die Entgeltpfl icht bei der Entsorgung von Abwässern 
aus abfl usslosen Sammelgruben in Kleingärten bzw. 
Parzellen von Kleingartenanlagen nach dem Bundes-
kleingartengesetz und in Parzellen von Erholungs- 
und Wochenendsiedlungen entsteht mit der Abfuhr. 

(6)  Die Entgeltpfl icht für die Einleitung von Grundwas-
ser aus Grundwasserabsenkungen sowie Quell- und 
Kühlwasser entsteht mit der Einleitung. 

(7)  Die Entgeltpfl icht für die Ableitung und Behandlung 
von vorbehandeltem Grundwasser aus Grundwasser-
reinigungsanlagen entsteht mit der Einleitung.

§ 17 Erhebungszeitraum

(1)  Erhebungszeitraum ist für die kanalgebundene Ent-
sorgung und die Entsorgung von zentralen öffent-
lichen Abwassersammelgruben in Wohnungsbau-
standorten sowie für die Entsorgung von abfl usslosen 
Sammelgruben auf Wohn- und Gewerbegrundstücken 
das Kalenderjahr. Wird das Entgelt nach den durch
Wasserzähler ermittelten Mengen erhoben, gilt die 
Ableseperiode für den Wasserverbrauch, bezogen auf 
ein Jahr, als Erhebungszeitraum. Endet die Entgelt-
pfl icht im Erhebungszeitraum, so gilt der Zeitraum 
vom Beginn der Ableseperiode bis zur Beendigung 
der Entgeltpfl icht als Erhebungszeitraum. 

(2)  Entsteht die Entgeltpfl icht erstmals im Erhebungszeit-
raum, so gilt der Zeitpunkt von der Entstehung der 
Entgeltpfl icht bis zum Ablauf der Ableseperiode als 
Erhebungszeitraum. 

(3)   Bei Entgelterhöhungen und bei Entgeltsenkungen 
wird der erhöhte bzw. der gesenkte Entgeltsatz an-
teilig nach Tagen im Erhebungszeitraum berechnet. 
Grundlage für die Berechnung ist der durchschnitt-
liche Wasserverbrauch nach Tagen bezogen auf die 
Ableseperiode; bei der Niederschlagsentwässerung 
taggenau bezogen auf das Kalenderjahr. 

(4)  Bei der Entsorgung von abfl usslosen Sammelgruben 
in Kleingärten bzw. Parzellen von Kleingartenanla-
gen nach dem Bundeskleingartengesetz und in Par-
zellen von Erholungs- und Wochenendsiedlungen
und Grundstückskläreinrichtungen ist der Erhebungs-
zeitraum jeweils der Zeitraum zwischen den Entlee-
rungen.

§ 18 Veranlagung und Abschlagszahlungen

(1)  Die Entgelte werden im Namen und für Rechnung der
Stadt durch die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. 
KG erhoben. 

(2)  Auf dieses nach Ablauf des Erhebungszeitraumes zu 
berechnende Entgelt kann die Stadt für die nach der
letzten Abrechnung ermittelte Abwassermenge Ab-
schlagszahlungen verlangen. Diese sind anteilig für
den Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend der
Abwassermenge im zuletzt abgerechneten Zeitraum 
zu berechnen. 

(3)  Ändern sich die Entgelte, so können die nach der
Entgeltänderung anfallenden Abschlagszahlungen 
mit dem Vorhundertsatz der Entgeltänderung entspre-
chend angepasst werden. 

(4)  Ergibt sich bei der Abrechnung für die Ableitung und 
Behandlung von Schmutzwasser sowie für die Ent-
sorgung von zentralen Abwassersammelgruben in 
Wohnungsbaustandorten, dass zu hohe Abschlagszah-
lungen verlangt wurden, so ist der übersteigende Be-
trag mit der nächsten Abschlagsforderung zu verrech-
nen. Nach Beendigung des Vertragsverhältnisses sind 
zuviel gezahlte Abschläge unverzüglich zu erstatten. 

(5)  Die Abschlagszahlungen werden in der in der Rech-
nung genannten Höhe jeweils zum 10.01., 10.03., 
10.05., 10.07., 10.09. sowie 10.11. und der erste Ab-
schlag mit der Verrechnung der endgültigen Abwas-
serabrechnung zum 10.11. des Jahres fällig. 

(6)  Die Stadt ist berechtigt, dem Anschlussnehmer Mehr-
aufwendungen in Rechnung zu stellen, die dadurch
entstehen, dass wegen von ihm zu vertretender Um-
stände die Entsorgung von abfl usslosen Sammel-
gruben in Wohn- und Gewerbegrundstücken, der 
Grundstückskläreinrichtungen und der abfl usslosen 
Sammelgruben in Kleingärten bzw. Parzellen von 
Kleingärten und in Parzellen von Erholungs- und
Wochenendsiedlungen nicht entsprechend den Rege-
lungen des § 10 der AEB-A der Stadt Cottbus organi-
siert werden kann (Eil- und Notentsorgungen).

§ 19 Fälligkeit, Mahnung, Verzug

(1)  Rechnungen sind innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
nach Erhalt der Rechnung zur Zahlung fällig. 

(2)   Bei Mahnung werden Mahnkosten in Höhe von 
2,50 € erhoben. Außerdem sind von dem Anschluss-
nehmer nach Ablauf der Zahlungsfrist bzw. bei Nicht-
einhaltung der Zahlungstermine Verzugszinsen in 
Höhe von jährlich 5 % über dem jeweils geltenden
Basiszinssatz zu erheben. 

(3)  Bei Zahlungsverzug des Anschlussnehmers kann die 
Stadt, wenn sie erneut zur Zahlung auffordert oder 
den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt,
die dadurch entstandenen Kosten pauschal berechnen. 
Die Stadt ist berechtigt, dem Anschlussnehmer Mehr-
aufwendungen in Rechnung zu stellen, die dadurch
entstehen, dass wegen von ihm zu vertretener Um-
stände die Entnahme und der Transport des Entsor-
gungsgutes nicht ungehindert oder gar nicht erfolgen 
können.

(4)  Einwände gegen Rechnungen und Abschlagszah-
lungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur 
Zahlungsverweigerung nur, 

 1. soweit sich aus den Umständen ergibt, dass offen-
sichtliche Fehler vorliegen und 

2.  wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungs-
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FORTSETZUNG VON SEITE 13
verweigerung innerhalb von zwei Jahren nach Zugang 
der fehlerhaften Rechnung oder Abschlagsberech-
nung geltend gemacht wird. 

§ 20 Rechtsgrundlage 
für die automatisierte Datenverarbeitung

Für die Ausführung dieser AEB-A der Stadt Cottbus dür-
fen insbesondere die mit der Ermittlung, Festsetzung und 
Erhebung der Entgelte befassten Stellen der Stadt und ih-
res Verwaltungshelfers nach § 2 der Abwassersatzung die 
hierfür notwendigen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten erheben, speichern und verarbeiten, soweit dies zur 
Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

§ 21 Erfüllungsort und Gerichtsstand

(1)  Erfüllungsort für alle Verpfl ichtungen aus diesen 
AEB-A der Stadt Cottbus sowie deren Anlage ist Cott-
bus. Als Gerichtsstand für alle Streitigkeiten zwischen 
der Stadt und dem Anschlussnehmer aus den AEB-A 
der Stadt Cottbus nebst Anlage ist Cottbus vereinbart, 
sofern der Anschlussnehmer Kaufmann in dem in 
§ 38 Abs. 1 ZPO verwendeten Sinne ist. 

(2)  Ebenso ist Cottbus als Gerichtsstand für alle Strei-
tigkeiten zwischen der Stadt Cottbus und dem An-
schlussnehmer aus diesen AEB-A der Stadt Cottbus 
nebst Anlage für alle Fälle vereinbart, dass 
a. der im Klageweg in Anspruch zu nehmende 

Anschlussnehmer nach Vertragsschluss seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus 
dem Geltungsbereich der Zivilprozessordnung 
verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthaltsort im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist oder 

b. der Anschlussnehmer keinen allgemeinen Ge-
richtsstand im Inland hat. 

§ 22 Inkrafttreten

Diese AEB-A der Stadt Cottbus einschließlich der Entgelte 
treten ab dem  01.01.2009 in Kraft. Mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung gelten sie als zugegangen und sind Ver-
tragsbestandteil. 

Cottbus, 01.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus 

Anlage 

Entgeltliste für die Abwasserbeseitigung der Stadt 
Cottbus 

I. Abwasserbeseitigungsentgelte 
1.)   Das Entgelt für die Ableitung und Behandlung 

von Schmutzwasser in den zentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen beträgt 3,64 
EUR/m³. 

2.)   Das Entgelt für die Inanspruchnahme der öffentlichen 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlage zum Zwecke 
der Niederschlagsentwässerung von den Grund-
stücken, die an diese Anlage angeschlossen sind 
oder in diese entwässern, beträgt  0,93 EUR/m² an-
geschlossener bebauter/befestigter („versiegelter“) 
Grundstücksfl äche pro Jahr. 

3.)  Das Entgelt für genehmigte Einleitungen von Grund-
wasser aus Grundwasserabsenkungen (GWA) sowie 
Quell- und Kühlwasser beträgt 0,97 EUR/m³. Belaste-
tes, nicht vorgereinigtes Grundwasser aus Grundwas-

serabsenkungen sowie Quell- und Kühlwasser werden 
dem Schmutzwasser gleichgestellt. 

4.)   Das Entgelt für die Entleerung, den Transport und die 
Behandlung von Abwässern aus zentralen öffentlichen 
Abwassersammelgruben in Wohnungsbaustandorten 
beträgt 7,66 EUR/m³. 

5.)  Das Entgelt für die Entleerung, den Transport und die 
Behandlung der Abwässer aus abfl usslosen Sammel-
gruben auf Wohn- und Gewerbegrundstücken beträgt 
7,66 EUR/m³ bei normal verschmutztem häuslichen 
Abwasser aus abfl usslosen Sammelgruben und einer 
BSB5-Konzentration bis 600 mg/l. 

6.)  Das Entgelt für die Entleerung, den Transport 
und die Behandlung des nicht separierten Klär-
schlammes aus Grundstückskläreinrichtungen beträgt 
12,50 EUR/m³. 

7.)  Das Entgelt für die Behandlung von Schmutzwas-
ser auf der Kläranlage bei direkter Einleitung von 
Schmutzwasser in die Kläranlage ohne Nutzung des 
öffentlichen Leitungsnetzes beträgt 1,02 EUR/m³. 

8.)   Das Entgelt für die Ableitung und Behandlung von 
vorbehandeltem Grundwasser aus Grundwasserreini-
gungsanlagen beträgt 0,67 EUR/m³ 

9.)  Das Entgelt für die Entleerung, den Transport und die 
Behandlung von Abwässern aus abfl usslosen Sam-
melgruben in Kleingärten bzw. Parzellen von Klein-
gartenanlagen nach dem Bundeskleingartengesetz 
und in Parzellen von Erholungs- und Wochenendsied-
lungen beträgt 24,95 €/m3.

10.)  Das Entgelt für den Mehraufwand bei Entsorgungen 
nach § 18 Abs. 6 beträgt zusätzlich zum Entgelt nach
Abs. (5), (6) und (8) 35,70 € pro Entsorgung (Eil- und 
Notentsorgungen).

Hinweis:
Bei den aufgeführten Entgelten handelt es sich um Brut-
toendbeträge. 

II. Die Entgeltliste tritt am 01.01.2009 in Kraft.

Cottbus, den 01.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

Satzung der Stadt 
Cottbus über die Erhebung 

eines Beitrages für die 
zentrale Schmutzwasser-
beseitigungsanlage der 

Stadt Cottbus
- Kanalanschluss-
beitragssatzung -

§ 1 Geltungsbereich

(1)  Die Stadt Cottbus betreibt zur Schmutzwasserbesei-
tigung die zum Sammeln, Fortleiten, Behandeln und 
Einleiten des im Gebiet der Stadt Cottbus ausgenom-

men des Stadtteils Kiekebusch anfallenden Schmutz-
wassers erforderlichen Anlagen als öffentliche Ein-
richtung (zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage)
nach Maßgabe der Satzung der Stadt Cottbus über die 
Abwasserbeseitigung und den Anschluss an die öf-
fentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung und ihre
Benutzung im Gebiet der Stadt Cottbus (Abwasser-
satzung). 

(2)  Zur teilweisen Deckung des Aufwandes für die Her-
stellung, Anschaffung und Erweiterung der zentralen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage erhebt die Stadt
Cottbus einen Beitrag im Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 1
KAG. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unabhän-
gig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und 
Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücks-
bezeichnung – jeder zusammenhängende Grundbe-
sitz, der eine zusammenhängende wirtschaftliche 
Einheit bildet (wirtschaftlicher Grundstücksbegriff). 

(2)  Als Vollgeschoss im Sinne dieser Satzung gelten ober-
irdische Geschosse, die über mindestens zwei Drittel
der Grundfl äche eine Höhe von mindestens 2,30 m 
aufweisen. 

§ 3 Beitrag

(1)  Der Beitrag ist Gegenleistung für die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme der zentralen Schmutzwasserbe-
seitigungsanlage und den hierdurch gebotenen wirt-
schaftlichen Vorteil für ein Grundstück. 

(2)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grund-
stück. 

§ 4 Beitragstatbestand 

(1)  Der Beitragspfl icht unterliegen Grundstücke, die an 
die betriebsfertig hergestellte zentrale Schmutzwas-
serbeseitigungsanlage angeschlossen werden können 
oder angeschlossen sind, für die ein Anschlussrecht 
nach der Abwassersatzung besteht und 

 a) die im Bereich eines Bebauungsplans (§ 30
BauGB) liegen, durch den eine bauliche oder
sonstige Nutzung festgesetzt ist

 b) die innerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteils (§ 34 BauGB) liegen und 
bebaut, bebaubar, gewerblich genutzt oder ge-
werblich nutzbar sind, oder bei deren sonstiger
Benutzung Schmutzwasser anfällt 

(2)  Der Beitrag wird für ein Grundstück im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) erhoben, wenn das Grundstück 
dauerhaft oder vorübergehend mit baulichen Anlagen, 
bei deren Benutzung Schmutzwasser anfällt oder an-
fallen kann, bebaut ist, und durch eine betriebsfertig 
hergestellte zentrale Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage erschlossen wird und für das Grundstück 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme der zentralen
Schmutzwasserbeseitigungsanlage besteht oder das
Grundstück tatsächlich an die betriebsfertig herge-
stellte zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossen ist. 

§ 5 Beitragssatz

(1)  Der Beitragssatz beträgt für die erstmalige Herstellung 
und Anschaffung der zentralen Schmutzwasserbesei-
tigungsanlage € 3,40 je m² der Veranlagungsfl äche. 

(2) Die Veranlagungsfl äche wird gemäß § 6 ermittelt. 
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§ 6 Beitragsmaßstab

(1)  Der Beitrag wird durch Vervielfachung der anre-
chenbaren Grundstücksfl äche nach Absatz 2 mit dem 
Nutzungsfaktor nach Absatz 3 (Veranlagungsfl äche) 
berechnet. 

(2)  Als anrechenbare Grundstücksfl äche gilt:
a) bei einem Grundstück, das im Geltungsbereich 

eines Bebauungsplanes liegt, die Fläche, für die 
im Bebauungsplan eine bauliche oder sonstige 
Nutzung festgesetzt ist, 

b) bei einem Grundstück, für das kein Bebauungs-
plan besteht, und das innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) liegt, 
die gesamte, innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils liegende Grundstücksfl äche, 

c) bei einem Grundstück, das über die sich nach den 
Buchstaben a) und b) ergebenden Grenzen hinaus 
bebaut oder in sonstiger Weise genutzt wird, und 
das mit einer Grundstücksgrenze an das Grund-
stück, unter dem der Schmutzwasserkanal verläuft 
(Hauptsammlergrundstück) angrenzt, die Fläche 
zwischen der dem Hauptsammlergrundstück zu-
gewandten Grundstücksseite und einer dazu ver-
laufenden Parallelen, deren Abstand durch die 
rückwärtige Grenze eines vorhandenen Gebäudes 
oder einer ausgeübten Nutzung bestimmt wird, 

d) bei einem bebauten Grundstück im Außenbereich 
(§ 35 BauGB) die Grundfl äche der Gebäude, die 
zur Sicherung der Erschließung nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechts mit Anlagen zur Beseitigung 
des bei ihrer Benutzung anfallenden Schmutz-
wassers auszustatten sind; die Grundfl äche dieser 
Gebäude ist durch die Grundfl ächenzahl 0,2 zu 
teilen; die so ermittelte Grundstücksfl äche darf 
die tatsächliche Fläche des bebauten Grundstücks 
nicht überschreiten. Die nach Satz 1 und 2 ermit-
telte Grundstücksfl äche wird den Gebäuden der-
gestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im 
gleichen Abstand von den Außenwänden der Ge-
bäude verlaufen, wobei bei einer Überschreitung 
der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung 
eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem 
Grundstück erfolgt. Die Lage und die Größe der 
Abgeltungsfl äche ist im Bescheid durch Beifü-
gung eines Flurkartenauszugs auszuweisen, 

e) bei einem Grundstück, für das im Bebauungsplan 
die Nutzung als Sportplatz oder Friedhof festge-
setzt ist oder das innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) tatsächlich 
so genutzt wird, und auf dem Schmutzwasser an-
fällt, die Grundfl äche der an die zentrale Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Bau-
lichkeiten (gemessen an den Außenmauern) di-
vidiert durch die Grundfl ächenzahl von 0,2. Die 
so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten so 
zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen 
Abstand von den Außenwänden der Baulichkeit 
verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine 
gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grund-
stück erfolgt. 

(3)  Die nach Absatz 2 ermittelte anrechenbare Grund-
stücksfl äche wird mit einem Nutzungsfaktor verviel-
facht. Dieser beträgt: 
- für das erste Vollgeschoss 1,0, 
- für jedes weitere Vollgeschoss 0,25. 

(4)  Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs 
eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl der Voll-
geschosse wie folgt: 
a) Ist die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse 

festgesetzt, ist diese Zahl anzusetzen. 
b) Ist nur die Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl 

der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe in 

Metern geteilt durch 3 abgerundet auf die nächste 
ganze Zahl. 

 c) Ist eine Baumassenzahl festgesetzt, gilt als Zahl 
der Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt 
durch 3,5 abgerundet auf die nächste ganze Zahl.

 d) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine ge-
werbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, 
werden wie Grundstücke mit eingeschossiger Be-
baubarkeit behandelt. 
 Ist tatsächlich eine höhere als die nach Buchst. a) 
bis d) ermittelte Zahl der Vollgeschosse vorhanden 
oder genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. 

(5)  Für Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) ergibt sich die Zahl 
der Vollgeschosse: 

 a) bei einem bebauten Grundstück aus der Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, mindes-
tens jedoch der Zahl der nach Maßgabe von § 34 
BauGB zulässigen Vollgeschosse; sind auf einem 
Grundstück bauliche Anlagen mit unterschied-
licher Vollgeschossanzahl vorhanden, ist die 
höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend; 

 b) bei einem unbebauten, aber bebaubaren Grund-
stück aus der Zahl der Vollgeschosse, die nach 
Maßgabe von § 34 BauGB zulässig sind; 

 c) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung 
zulässig ist, die aber gewerblich genutzt werden 
können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 
 Ist tatsächlich eine höhere als die nach Buchst. a) 
bis c) ermittelte Zahl der Vollgeschosse vorhanden 
oder genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. 

(6)  Bei einem bebauten Grundstück im Außenbereich 
(§ 35 BauGB) ist die tatsächlich vorhandene Zahl der 
Vollgeschosse zugrunde zulegen. 

(7)  Als Festsetzungen eines Bebauungsplanes im Sinne 
dieser Satzung gelten entsprechend: 

 a) die Festsetzungen eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes im Sinne des § 12 BauGB, einer 
Satzung nach § 34 (4) Satz 1 Nr. 3 BauGB oder 
einer Satzung nach § 35 (6) BauGB 

 b) die Festsetzungen eines Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplanes. 

§ 7 Entstehung 
der Beitragspfl icht

(1)  Die Beitragspfl icht entsteht, sobald das Grundstück 
an die betriebsfertig hergestellte zentrale Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage einschließlich des An-
schlusskanals vor     dem Grundstück an die zentrale 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist 
oder angeschlossen werden kann. 

(2)  In den Fällen des § 4 Absatz 2 dieser Satzung entsteht 
die Beitragspfl icht, sobald das bebaute Grundstück im 
Außenbereich an die betriebsfertig hergestellte zen-
trale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlos-
sen ist oder angeschlossen werden kann. 

(3)  Für Grundstücke, für die im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Satzung bereits ein Anschluss besteht oder 
eine Anschlussmöglichkeit an die zentrale Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage gegeben ist, entsteht die 
Beitragspfl icht mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

§ 8 Beitragspfl ichtige

(1)  Beitragspfl ichtig ist, wer zum Zeitpunkt des Erlasses
des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks 
ist.

(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberech-
tigte. 

(3)  Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so
tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer
sind die im § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
vom 21.09.1994 (BGBl. I. S. 2457) genannten natür-
lichen oder juristischen Personen des privaten und des 
öffentlichen Rechts. Die Beitragspfl icht dieses Per-
sonenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des 
Erlasses des Beitragsbescheides das Wahlrecht über
die Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf 
des Grundstückes gemäß den §§ 15 und 16 des Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und
gegen den Anspruch des Nutzers keine der nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden 
und Einwendungen geltend gemacht worden sind; an-
dernfalls bleibt die Beitragspfl icht des Grundstücks-
eigentümers unberührt. 

(4)  Mehrere aus gleichem Rechtsgrund Verpfl ichtete haf-
ten als Gesamtschuldner. 

§ 9 Festsetzung und Fälligkeit
des Herstellungsbeitrages

Der Beitrag wird durch Beitragsbescheid festgesetzt und 
ist einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
fällig.

§ 10 Ablösung

Die Ablösung des Beitrags kann durch Vertrag vereinbart 
werden, sofern die jeweilige Beitragspfl icht noch nicht 
entstanden ist. Die Höhe des Ablösebetrages ist nach Maß-
gabe des in § 6 bestimmten Beitragsmaßstabes und des in 
§ 5 bestimmten Beitragssatzes zu ermitteln. Mit Zahlung 
des Ablösebetrages ist die jeweilige Beitragspfl icht abge-
golten. 

§ 11 Auskunfts- und Duldungspfl icht

Der Beitragspfl ichtige hat der Stadt jede Auskunft zu er-
teilen, die für die Festsetzung und Erhebung von Beiträgen 
erforderlich ist. Er hat zu dulden, dass die Stadt Cottbus
und deren Beauftragte das Grundstück betreten, um Prü-
fungen und Feststellungen vorzunehmen.

§ 12 Anzeigepfl icht

(1)  Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse, auch ohne Ein-
tragung im Grundbuch, ist der Stadt Cottbus vom bis-
herigen Beitragspfl ichtigen innerhalb eines Monats
nach dem Wechsel schriftlich anzuzeigen. 

(2)  Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die 
die Berechnung der Beiträge beeinfl ussen, so hat der
Pfl ichtige dies unverzüglich der Stadt Cottbus schrift-
lich anzuzeigen. Dieselbe Verpfl ichtung besteht für
ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen werden, 
geändert oder beseitigt werden. 

§ 13 Verwaltungshelfer

Die Stadt Cottbus bedient sich der von ihr gegründeten 
LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG als Verwaltungs-
helfer. Die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zieht 
die Beiträge im Rahmen eines Inkassogeschäftes für die 
Stadt Cottbus ein. Vorschriften des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes für das Land Brandenburg in der jeweils 
geltenden Fassung bleiben hiervon unberührt.

§ 14 Ordnungswidrigkeiten 

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 

 a) entgegen § 12 einer Anzeigepfl icht nicht oder
nicht rechtzeitig nachkommt, 
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b) entgegen § 12 Satz 1 Auskünfte nicht, nicht voll-

ständig oder nicht richtig erteilt, 
c) entgegen § 11 Satz 2 den Zutritt zu seinem Grund-

stück nicht gewährt oder das Betreten seines 
Grundstückes nicht duldet. 

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab-
satzes 1 mit einer Geldbuße bis zu € 5.000,00 geahn-
det werden. 

(3)  Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in 
der jeweils aktuellen Fassung fi ndet Anwendung. 

(4)  Zuständige Verwaltungsbehörde ist der Oberbürger-
meister der Stadt Cottbus. 

§ 15 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2009 in Kraft. 

Cottbus, den 01.12.2008 

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Öffentliche Bekanntmachung

Standplätze und Termine 
für das Schadstoffmobil 

2009
Standplatz 1. Termin 2. Termin  
Bonnaskenplatz 06.01.2009 23.06.2009
Leipziger Straße 13.01.2009 07.07.2009
PP hinter der Gaststätte
H.-Beimler-Str.  20.01.2009 14.07.2009
ehem. Gaststätte
Erfurter Straße 27.01.2009 21.07.2009
gegenüber PP
der Kaufhalle
W.-Brandt-Straße 03.02.2009 28.07.2009
Wehrpromenade
Gallinchen 10.02.2009 04.08.2009
vorderer Parkplatz
am Praktiker
Gelsenkirchener Allee/ 17.02.2009 11.08.2009
B.-Brecht-Straße
E.-Müller-Straße/ 24.02.2009 18.08.2009
Clara-Zetkin-Straße
Hutungstraße 03.03.2009 25.08.2009
PP an der Telekom
Am Nordrand/ 10.03.2009 01.09.2009
Eigene Scholle
Bautzener Straße 17.03.2009 08.09.2009
ehem. Brauerei
Karl-Liebknecht-Straße 24.03.2009 15.09.2009
Viehmarkt
Saarbrücker Str. 16.06.2009 15.12.2009
PP Tankstelle
Böcklinplatz 07.04.2009 29.09.2009
Branitzer Siedlung
W.-Nevoigt-Platz 14.04.2009 06.10.2009
Am Denkmal
Thierbacher Straße 21.04.2009 13.10.2009
Parkplatz
Warschauer Straße 28.04.2009 20.10.2009
Parkplatz
Hufelandstr./Thiemstr.  05.05.2009 27.10.2009
PP vor Hochhaus
Fontaneplatz 19.05.2009 10.11.2009
Sielower Landstraße 12.05.2009

14:00 – 17:30 Uhr

 03.11.2009
 09:30 – 13:00 Uhr
Sielow 12.05.2009
ehem. Gemeindeverwaltung 09:30 – 13:00 Uhr
 03.11.2009
 14:00 – 17:30 Uhr
Merzdorf 26.05.2009
gegenüber Friedhof 14:00 – 17:30 Uhr
 17.11.2009
 09:30 – 13:00 Uhr
Dissenchen 26.05.2009
Gemeindebüro 09:30 – 13:00 Uhr
 17.11.2009
 14:00 – 17:30 Uhr
Groß Gaglow 02.06.2009
Am Lausitzpark 09:30 – 13:00 Uhr
gegenüber Gartencenter 24.11.2009
 14:00 – 17:30 Uhr
Kiekebusch 02.06.2009
Parkplatz am Sportplatz/ 14:00 – 17:30 Uhr
Turnstraße  01.12.2009
 09:30 – 13:00 Uhr
Branitz 09.06.2009
Feuerwache 14:00 – 17:30 Uhr
 08.12.2009
 09:30 – 13:00 Uhr
Kahren 09.06.2009
Seitenstraße neben 09:30 – 13:00 Uhr
der Kirche 08.12.2009  
 14:00 – 17:30 Uhr
Willmersdorf 31.03.2009
An der alten Gaststätte 14:00 – 17:30 Uhr
 22.09.2009
 09:30 – 13:00 Uhr
Döbbrick 31.03.2009
Verkaufsstelle Hauptstr. 09:30 – 13:00 Uhr
 22.09.2009
 14:00 – 17:30 Uhr

Annahmezeiten: Montag bis Freitag von 09:30 Uhr bis 
17:30 Uhr, wenn nicht gesondert ausgewiesen.

Cottbus, den 04.12.2008

gez. Martin Böttcher
Amtsleiter
Amt für Abfallwirtschaft und Stadtreinigung

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG 
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung ei-
ner Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
Mischwasserleitung DN 550 Stz mit Zubehör verlau-
fend im nordwestlichen Bereich der Straßenkreuzung 
Tranitzer Straße/Finsterwalder Straße, die Regenwas-
serleitung DN 200 Stz - übergehend in DN 400 Stz - mit 
Zubehör verlaufend südlich der Objekte Vetschauer 
Straße 35 - 39 und westlich des Objektes Vetschauer 
Straße 39, die Regenwasserleitung DN 200 Stz - über-
gehend in DN 300 Stz und DN 400 Stz - mit Zubehör 
verlaufend im Bereich nördlich der Objekte Vetschauer 
Straße 30 - 34 und 35 - 39 sowie westlich des Objektes 
Vetschauer Straße 39 zu der vorgenannten Regenwas-
serleitung, die Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit 
Zubehör verlaufend nördlich der Objekte Vetschauer 
Straße 39 - 35 und 34 - 30, die Schmutzwasserleitung 
DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend im Bereich nörd-
lich der Objekte Finsterwalder Straße 37 - 37D und 
Vetschauer Straße 30 und die Regenwasserleitung DN 
150 Stz - übergehend in DN 200 Stz und DN 300 Stz 
- mit Zubehör verlaufend im Bereich südlich der Ob-
jekte Finsterwalder Straße 37, 36, 35 und 34 in der Ge-
markung Spremberger Vorstadt.
Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsge-

setzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 02.11.2000 
(BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der Verordnung zur 
Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und
anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts - 
Sachenrechts-Durchführungsverordnung (SachenR-DV) 
vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) - hat die LWG Lausitzer
Wasser GmbH & Co. KG, Berliner Straße 19 - 21, 03046
Cottbus mit den Schreiben vom 10.04.2007, 21.08.2008 
und 26.08.2008 bei der Unteren Wasserbehörde der Stadt
Cottbus für die Mischwasserleitung DN 550 Stz mit Zu-
behör verlaufend im nordwestlichen Bereich der Straßen-
kreuzung Tranitzer Straße/Finsterwalder Straße, die Re-
genwasserleitung DN 200 Stz - übergehend in DN 400 Stz
- mit Zubehör verlaufend südlich der Objekte Vetschauer
Straße 35 - 39 und westlich des Objektes Vetschauer Stra-
ße 39, die Regenwasserleitung DN 200 Stz - übergehend 
in DN 300 Stz und DN 400 Stz - mit Zubehör verlaufend 
im Bereich nördlich der Objekte Vetschauer Straße 30 - 34
und 35 - 39 sowie westlich des Objektes Vetschauer Straße 
39 zu der vorgenannten Regenwasserleitung, die Schmutz-
wasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend nörd-
lich der Objekte Vetschauer Straße 39 - 35 und 34 - 30, die
Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend 
im Bereich nördlich der Objekte Finsterwalder Straße 37 - 
37D und Vetschauer Straße 30 und die Regenwasserleitung 
DN 150 Stz - übergehend in DN 200 Stz und DN 300 Stz
- mit Zubehör verlaufend im Bereich südlich der Objekte
Finsterwalder Straße 37, 36, 35 und 34 in der Gemarkung 
Spremberger Vorstadt die Erteilung einer Leitungs- und 
Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.

Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beschei-
nigt eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten 
des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten 
Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und Er-
neuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser 
in einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von 
dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu 
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude
errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige Einwirkungen 
vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder Be-
trieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend ge-
nannte Grundstücke:

Gemarkung Spremberger Vorstadt; Flur 152; 
Flurstücke 124, 125, 127, 128, 129, 132, 371

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung 
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cott-
bus“

im Zeitraum vom 12.1.2009 bis 6.2.2009
bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt 
und Natur, Untere Wasserbehörde 

Neumarkt 5, 03046 Cottbus, Zimmer 415

unter dem Aktenzeichen LARB-LWG-ARB121-SWR-
WMWSpremV152 während der Dienstzeiten zur Einsicht 
öffentlich ausgelegt.

Widersprüche können von den Grundstückseigentümern 
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfreien
Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem Wider-
spruch wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden
Vermerk erteilt.

Cottbus, den 12.11.2008

gez. Frank Szymanski,
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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